
Im Mai hatte die Bundesbank den 
Druck der Geldscheine für 2011 er-

neut ausgeschrieben. Das Ergebnis: 
Erstmals soll ein Großteil der neuen 
deutschen Banknoten im Ausland 
gedruckt werden. Die Bundesdrucke-
rei soll ganz leer ausgehen, Giesecke 
& Devrient könnten nur noch beim 
Druck der Fünf-Euro-Noten zum Zu-
ge kommen. Den Zuschlag für 80 
Prozent des deutschen Druckvolu-
mens erhielten ein holländisches und 

ein französisches Unternehmen. In 
der Bundesdruckerei sind nun 180 
Arbeitsplätze akut gefährdet. »Im 
Unternehmen bereitet man sich da-

rauf vor, dass es 2011 keine Bank-
notenproduktion mehr geben wird. 
Der jetzige Aufrag wird noch ausge-
liefert, danach haben die Mitarbeiter 
erst mal keine Beschäftigung mehr«, 
so der stellvertretende Betriebsrats-
vorsitzende Jörg Plantikow. Langfris-
tig könne dies in eine Schließung der 
ganzen Abteilung münden. Entspre-
chend »gruselig« sei die Stimmung. 
Der Banknotendruck gehört zum 
Kerngeschäft und macht rund 20 
Prozent des Gesamtumsatzes aus. 
»Wenn eine Bundesdruckerei keine 
Banknoten druckt, ist das wie ein 
Schuh ohne Schnürsenkel«, so der 
Betriebsrat. Gefährdet sei auch si-
cherheitstechnisches Know-how, in 
das in den letzten Jahren viele Inves-
titionen flossen.

Strittig ist, ob überhaupt ausge-
schrieben werden musste. Die Bun-
desbank will Kosten sparen und be-
ruft sich auf europäisches und nati-
onales Vergaberecht. ver.di-Sekretär 
Andreas Fröhlich widerspricht: »Die 
Europäische Zentralbank verlangt ei-
ne Ausschreibung überhaupt erst ab 
2012«. Außerdem muss dafür die 
Hälfte der europäischen Banknoten 

ausgeschrieben sein. Derzeit liegt die 
Quote bei 37 Prozent, davon kom-
men 30 Prozent aus Deutschland. 
Das schaffe unfairen Wettbewerb: 
Die Konkurrenz könne mit Kampf-
preisen mitbieten. Deutsche Noten-

drucker haben hingegen keine Chan-
ce, sich für nennenswerte Kontin-
gente anderer Notenbanken zu be-
werben: Neben Deutschland schrei-
ben nur kleine Euroländer wie Hol-

land, Luxemburg oder Finnland aus. 
Die Zentralbanken der großen Euro-
länder Frankreich, Italien und Spani-
en unterhalten eigene Druckereien 
und schreiben nicht aus. 

Gesprächseinladungen von ver.di 
ignorierte die Bundesbank bisher. 
Unterstützung fanden die Berliner 
Drucker hingegen beim Regierenden 
Bürgermeister Klaus Wowereit: Es sei 
nicht einzusehen, warum ein kom-
petenter Betrieb wie die Bundesdru-
ckerei ohne Not gefährdet wird. Die 
Vergabekammer des Bundes beim 
Kartellamt prüft das Verfahren der-
zeit. Eine Entscheidung wird für En-
de September erwartet. � ucb

»Euro-Ausschreibung − Alle oder keiner!«. Lautstark drückten rund 
250 Banknotendrucker am 17. August vor der Deutschen Bundes-
bank in Frankfurt am Main ihre Entrüstung aus. Mitarbeiter der Ber-
liner Bundesdruckerei − zu erkennen an den grünen Arbeitsshirts 
− sowie des Münchner Unternehmens Giesecke & Devrient protes-
tierten damit gegen die angekündigte Verlagerung des Euro-Drucks 
ins Ausland. Zuvor hatten sich die Belegschaften bereits mit offenen 
Briefen und Unterschriftenaktionen an die Bundesbank gewandt.

mitgliederzeitung des fachbereiches Medien, � 20. jahrgang nr. 4
Kunst und Industrie berlin-brandenburg� September 2010
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Ich weiß nicht, was soll es bedeu-
ten, daß ich so traurig bin; ein Mär-

chen aus alten Zeiten, das kommt 
mir nicht aus dem Sinn.« War da 
nicht einmal etwas in der deutschen 
Gewerkschaftsbewegung? Wie war 
das denn mit der Lohnfortzahlung 
im Krankheitsfall? Wie kam es zum 
gleichen Lohn für gleiche Arbeit? 
Wodurch wurde die 35-Stunden-
Woche durchgesetzt? Waren das 
nicht Ziele, um die Mitglieder in den 
Gewerkschaften gerungen, gestrit-
ten haben, die sie im aufreibenden 
Kampf in den Betrieben, auf der Stra-
ße, vor Gerichten durchgesetzt ha-
ben? Gegen die Macht des Kapitals, 
die Machtdemonstrationen von Re-
gierungen, die Machtworte in den 
Medien. Und gegen die Ohnmacht 
in den eigenen Reihen, die den Na-
men Angst trägt oder fehlendes 
Selbstvertrauen.

Richtig ist: Diese Kämpfe und Er-
rungenschaften, die die soziale Situ-
ation der abhängig Beschäftigten 
wesentlich verbesserten, liegen eini-
ge Zeit zurück. Seit dem Fall des re-
alsozialistischen Blocks haben sich 
die Machtverhältnisse weltweit zu-
ungunsten der Schwächeren ver-
schoben. In Deutschland ganz be-
sonders schnell: Die Zahl der Leihar-
beiter hat sich in den vergangenen 
fünf Jahren mehr als verdoppelt. Je-
der fünfte Beschäftigte, und das sind 
mehr als sechseinhalb Millionen, er-
hält in Deutschland nur noch einen 
Niedriglohn – in Westdeutschland 
weniger als 9,50 Euro und in Ost-

deutschland weniger als 6,87 Euro 
brutto pro Stunde. Die Zahl derer, 
die trotz Arbeit Hartz IV beantragen 
müssen, hat sich seit 2005 fast ver-
doppelt und liegt bei über 1,3 Milli-
onen Beschäftigten. Nirgendwo 
sonst in der EU stiegen die Arbeits-
kosten seit 2007 so wenig wie in 
Deutschland. 

Schauen wir uns die Streikstatistik 
in Europa (siehe Mittelseiten) an, 
brauchen wir uns nicht zu wundern. 
Und jetzt als vorläufig »krönender 
Abschluss« die gemeinsame Initiati-

ve des DGB mit der Bundesvereini-
gung der Arbeitgeber, die darauf 
zielt, die Koalitionsfreiheit und das 
Streikrecht durch Gesetz zu be-
schränken. Als Gewerkschaftsmit-
glied glaubt man sich angesichts des 
»brüderlichen Auftritts« von BDA 
und DGB in einem Stück aus dem 
Tollhaus. 

Nachdem – nicht zuletzt wegen 
der Zurückhaltung der DGB-Gewerk-
schaften – in den letzten Jahren klei-
nere Gewerkschaften und Berufsver-
bände die Interessen ihrer Mitglieder 
sehr viel offensiver vertreten und da-
bei zum Teil deutlich bessere, kon-
kurrierende Tarifverträge abgeschlos-
sen haben, ändert das Bundesar-
beitsgericht seine Rechtssprechung. 
Es wird zukünftig das Prinzip der Ta-

rifeinheit in einem Betrieb aufgeben 
und mehrere Tarifverträge zulassen. 
Selbstverständlich setzt das auch die 
größeren Gewerkschaften unter 
Handlungsdruck. Die Tariflandschaft 
wird sich weiter differenzieren und 
bisherige Einflusszonen gefährden. 
Doch statt das eigene Handeln zu 
hinterfragen und Konsequenzen zu 
diskutieren, erliegen die Gewerk-
schaftsspitzen den Sirenenklängen 
des Herrn Göhner, Hauptgeschäfts-
führer des BDA, der seit Jahren dis-
kret daran arbeitet, per Gesetz Tarif-
autonomie und Streikrecht zu be-
schränken. Auch ver.di sitzt angeb-
lich mit in diesem Boot. Der stellv. 
Vorsitzende Gerd Herzberg verkün-
det: »ver.di unterstützt den Vor-
schlag«. Inzwischen liegen zahlreiche 
Einsprüche aus ver.di-Gliederungen 
vor, von denen keine vorab befragt 

worden war. Und wenn sich unsere 
leitenden Kollegen schon nicht an 
die reale Geschichte verhängnisvoller 
»Bündnisse« von Gewerkschaften 
mit ihren Gegnern zum Erhalt der 
eigenen Organisation erinnern wol-
len, dann empfehlen wir wenigstens 
Heines »Loreley«-Verse bis zum En-
de zu lesen: »Ich glaube, die Wellen 
verschlingen am Ende Schiffer und 
Kahn; und das hat mit ihrem Singen 
die Loreley getan.«�

Ob im nächsten Leben, wie er-
wähnt, ein Indianerfilm das 

Richtige wäre für Alexander Osang, 
oder ein Roman? Das Beste aus sei-
ner Feder sind unbestritten seine Re-
portagen, dieses Genre ist bei ihm 
in den besten Händen. Mit seinen 
Arbeiten steht er durchaus in der eh-
renvollen Nachfolge von E. E. Kisch, 
allerdings ohne bisher dessen großen 
gesellschaftlichen Bogen zu schla-

gen. Dennoch kann Osang jungen 
Berufskollegen anregendes Vorbild 
sein. Als bekennender Anhänger der 
Gattung literarische Reportage 
schätzte ich seine Texte schon in der 
Berliner Zeitung, und später habe ich 
mal ihre Wochenendausgabe des-
halb abonniert, weil dort Osangs 
Feuilletons aus »der schönen neuen 
Welt« erschienen. 

Im jüngsten Band sind Reportagen 
und Porträts aus seinen Jahren in den 
USA zusammengestellt, die zwischen 
2004 und 2009 im Spiegel gedruckt 
wurden. Themen und Orte sind fast 
weltweit angesiedelt. Von der Oscar-
Verleihung für »Das Leben der An-
deren«, also über Ulrich Mühe, über 
eine Studentin aus Jena als Porno-
darstellerin in LA bis zu den alten 
deutschen Männern, die in Thailand 
späte Freuden suchen. Er traf Tom 
Kummer, der getürkte Interviews für 
die Süddeutsche lieferte, und port-
rätierte Cat Stevens, der nun als 

Yusuf Islam für eine bessere Welt 
wirbt. Und wer erfahren will, wie der 
Osten so tickt, findet dies anschau-
lich in dem Beitrag über die Millio-
näre in Potsdam wie in dem über das 
Irrenhaus von Friedrichshagen, das 
ein irres Schulhaus ist.

Was bis ins Innerste einen Repor-
ter ausmacht, beschreibt anrührend 
die Schilderung seines 11. Septem-

bers 2001 in New York. So dicht wie 
möglich will er an den Ort des Ge-
schehens, sich nicht der Gefahr be-
wusst, bis er in der Staubwolke der 
einstürzenden Türme zu ersticken 
meint: »In diesem Moment entschloss 
ich mich, meinen Beruf aufzuge-
ben.« Helfende Hände retten ihn in 
einen Keller, wo 15 andere auch un-

tergekommen sind – und schon holt 
er den Block heraus, notiert Namen 
und Daten, nur für diese Geschichte 
noch. Und weil er nicht aus seiner 
Haut kann, sucht er nach und nach 
die Zufallsbekannten auf, fragt nach 
ihrem Leben danach, porträtiert lie-
bevoll den Polizisten Fontanec, »die 
einzige Autorität in dem Chaos«. Der 
Text erschien dann 2006.

In der Reihe bekannter Reporter 
ist Osang unverkennbar an seinem 
Stil – mit der detailgenauen Beschrei-
bung des Ortes, der Anschaulichkeit 
des Umfeldes, das den Porträtierten 
charakterisiert, den lebhaften Dialo-
gen. Er besitzt die Gabe, Menschen 
aufzuschließen, das wohl Wichtigste 
in seiner Arbeit. Das liest sich je nach 
Thema erheiternd oder bewegend 
und immer spannend. 

Annemarie Görne
Alexander Osang: Im nächsten Leben. Re-
portagen und Porträts. Ch.Links Verlag 
Berlin 2010, 256 Seiten, 19,90 Euro, ISBN 
978-3-86153-571-3
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Leider kein  

»Märchen aus  

alten Zeiten«

Constanze Lindemann,  
ver.di-Landesfachbereichsvorsitzende

Die Großen sind  

unter Handlungsdruck
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Im nächsten Leben

Ch. Links Verlag 2010
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Globalen Krisencartoonismus bie-
tet die Ausstellung, die nach der 

Sommerpause am 24. September in 
der MedienGalerie eröffnet wird. Der 
diplomierte Grafiker Rainer Ehrt, des-
sen Illustrationen zahlreiche Bücher 
zieren, der sich ebenso mit Holzplas-
tik und Editionen einen Namen ge-
macht hat, ist als Cartoonist sehr ge-
fragt. Seine satirischen Zeichnungen 
erscheinen in der Süddeutschen Zei-
tung und Frankfurter Allgemeinen 
oder Die Zeit ebenso wie in Eulen-
spiegel, Magazin oder der Märki-
schen Allgemeinen. Die aktuelle 
Schau vereint neue Cartoons zum 
Thema Krise. Dazu zählt nebenste-
hendes Blatt »Blindensturz schwarz-
gelb« nach Pieter Brueghel. Der in 
Kleinmachnow lebende Künstler Ehrt 
hat die Zeichnungen auch in dem 
Bildband zusammengestellt, der zeit-
gleich im Berliner Schaltzeit Verlag 
erscheint. 

Die Cartoon-Ausstellung steht in 
einer guten Tradition. Vor Ehrt stell-

ten namhafte Kollegen wie Klaus 
Stuttmann, Reinhard Alff und Mi
chael Hütter aus, waren Blätter von 
Louis Rauwolf und Manfred Bofinger 
in der MedienGalerie zu sehen. 

Mehrfach gab es auch thematische 
Schauen von Eulenspiegel-Karikatu-
risten, etwa unter dem Titel »Auf
hör’n! Karikaturen gegen den Krieg« 
oder »Vom Leben gezeichnet«. Rai-

ner Ehrt, der kürzlich seinen 50. Ge-
burtstag feierte, gestaltet die nun 
zehnte Karikaturen-Ausstellung. In 
der 15-jährigen Geschichte der Me-
dienGalerie ist es die 97. Exposition 
überhaupt. 

Die Vernissage am 24. September, 
18 Uhr, zugleich Buchpremiere, ver-
spricht ein besonderer Höhepunkt zu 
werden. Als Gast wird der Kabaret-

tist Frank Lüdecke erwartet. Was der 
mündlich-satirisch zum Thema Glo-
bale Krisen beizusteuern hat, darauf 
dürfen alle Karikaturen-Fans zusätz-
lich gespannt sein.� Neh

Die Ausstellung »Globaler Krisencartoonis-
mus. Kritische Grafik und Cartoons von 
Rainer Ehrt« läuft dann bis 29. Oktober in 
der MedienGalerie, Dudenstraße.
www.mediengalerie.org

Doppeltsatirischer Blick auf die globale Krise
Ausstellung mit Cartoons von Rainer Ehrt startet am 24. September

Wassertisch-Aktivisten wollen nicht länger im Trüben fischen
Bis Ende Oktober werden Unterschriften für ein Volksbegehren zur Offenlegung der Wasser-Verträge gesammelt 

Vernissage mit  

Kabarett

»Blindensturz schwarz-gelb«� Cartoon: R. Ehrt

Thomas Rudek ist in diesen Tagen 
guter Dinge. Rund 36.000 ge-

sammelte Unterschriften konnte der 
Sprecher der Initiative Berliner Was-
sertisch bereits Ende August verkün-
den. Nur einen Monat zuvor hatten 
schon 21.000 Unterstützer einen 
Aufruf auf Offenlegung der Verträge 
über eine Teilprivatisierung der Ber-
liner Wasserbetriebe unterzeichnet. 
Nach der Sommerpause, da ist sich 
Wassertisch-Sprecher Rudek sicher, 
wird es erst richtig losgehen. Bis En-
de Oktober haben die Aktivisten 
dennoch ein gutes Stück Arbeit vor 
sich: 172.000 Unterstützer muss das 
Bündnis dem Landeswahlamt vorle-
gen, damit das Volksbegehren er-
folgreich ist.

Stein des Anstoßes sind Verträge 
aus dem Jahr 1999. Damals hatte 
der Senat unter Führung von Sozial- 
und Christdemokraten den Verkauf 
von 49,9 Prozent der Wasserbetriebe 
an den Energiekonzern RWE und 
den heutigen transnationalen Veolia-
Konzern beschlossen. Rund 1,7 Mil-
liarden Euro spülte das Geschäft da-
mals in die Kassen des Landes Berlin. 
Doch wie hoch sind die langfristigen 

Belastungen? Seit 2001 haben sich 
die Kosten für das Grundnahrungs-
mittel Wasser im Versorgungsgebiet 
des nunmehr öffentlich-privaten Un-
ternehmens um 35 Prozent erhöht. 
Die Aktivisten behaupten noch nicht 
einmal unbedingt, dass die Teilpriva-
tisierung dafür verantwortlich ist. 

Doch auch das Gegenteil kann nicht 
bewiesen werden, denn der Kon-
trakt zum Verkauf des öf-
fentlichen Gutes wird 
der Öffentlichkeit 
vorenthalten.

Solche Ge-
heimverträge 
– wie sie 
schon bei Ge-
schäften mit 
der Berliner S-
Bahn für Furo-
re sorgten – sei-
en »ein Instru-
ment der Umver-

teilung«, sagt der Politikwissen-
schaftler Rudek. In absoluten Zahlen 
seien nach dem Teilverkauf schließ-
lich eine Milliarde Euro aus den Ta-
schen der Verbraucher in die privaten 
Kassen gepumpt worden. Anders als 
bei Gesetzen gebe es bei Geschäften 
zwischen der Staatsbürokratie mit 
privaten Konzernen keine Kontrolle, 
erklärt er – weder bei der Verhand-
lung noch bei der Einsicht in die Er-
gebnisse.

Der amtierende Berliner Senat – 
inzwischen aus SPD und Linkspartei 
– ist den Kritikern ein Stück entge-
gengekommen. Von staatlicher Sei-

te sei man bereit, die Ver-
träge offen zu legen, 

heißt es. Doch die 
privaten Eigner 
sperren sich. 
Durch eine Ver-
änderung des 
Informations-
freiheitsgeset-
zes konnten 
nun die Was-

sertisch-Unter-
stützerin und Grü

nen-Abgeordnete 

Heidi Kosche und andere Parlamen-
tarier die Verträge einsehen. Aller-
dings wurden ihnen die Papiere in 
einem gesonderten Raum vorgelegt, 

sie durften weder Berater mitneh-
men noch Kopien anfertigen. Ähn-
lich restriktive Regelungen gelten nur 
noch im Geheimdienstausschuss des 
Bundestages.

Die Aktivisten wollen mit der in 
Berlin bestehenden »Filzlandschaft« 
aufräumen, sagt Rudek und führt 
Korruptionsskandale vom Bauwesen 
bis hin zur Treberhilfe und der Priva-
tisierung weiterer öffentlicher Güter 
an. Mit einer Seite im Internet ver-
stärkt der »Wassertisch« nun die 
Kampagne. Auf der Seite wird der 
aktuelle Stand der Unterschriftenan-
zahl bekannt gegeben. Vor allem 
aber stehen dort Unterschriftenfor-
mulare zum Download bereit. 

Harald Neuber
Mehr Infos: www.berliner-wassertisch.net

Ein Drittel mehr fürs 

Grundnahrungsmittel

Wie ein Buch mit  

sieben Siegeln
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Jeden Morgen die Zeitung pünkt-
lich im Kasten vorzufinden – für 

die meisten eine Selbstverständlich-
keit. Auch auf die sonnabends zu-
gestellten Werbeflyer mit ihren Son-
derangeboten warten viele – andere 
dagegen betrachten Werbeausträger 
als Übel. Wer diese Arbeit macht, 
wird in der Regel nicht oder nur bei-
läufig wahrgenommen. Dabei sind 

die Jobs schwer und zudem schlecht 
bezahlt. »Zustellagenturen«, sagt 
ver.di-Fachsekretär Andreas Kühn, 
»sind in der Kette der Print-Medien-
betriebe ganz unten angesiedelt.«

Angelika A. ist seit 2005 jeden 
Samstagvormittag auf Tour. Von 8 
bis 12 Uhr trägt die 43jährige in Ber-
lin-Rudow Werbepost aus – ca. 425 
Kundenzeitungen verschiedener Han

delsmarken, dazu auch Wochen- 
und Abendblatt, schwere Packen, die 
ihr nach Haus geliefert werden und 
die sie bereits vorsortiert hat. Bei ca. 
20 Stunden im Monat geht sie mit 
100 bis 130 Euro nach Hause – ent-
lohnt wird sie nach Centbeträgen 
pro Stück. Angelika A. versucht das 
Beste draus zu machen. Sie braucht 
das Geld, denn als Verkäuferin in ei-
ner Handelskette hat sie nur einen 
400-Euro-Job. 

»Oft tragen Schülerinnen und 
Schüler Werbepost als zeitweiligen 
Zuverdienst aus. Ihr Vertrag läuft nur 
über elf Monate, damit er nicht zur 
versicherungspflichtigen Tätigkeit 
wird«, erklärt Rainer Edelmann. Seit 
sieben Jahren bessert der Frühpen-
sionär als Gebietsbetreuer für den 
TIP Werbeverlag seine Rente auf. Er 
betreut und koordiniert 14 bis 18 
Austräger. »Deren Bezahlung ent-
spricht einem niedrigen Taschengeld. 
Schon die Vergütung pro verteilter 
Zeitung oder pro Haushalt bei Wer-
bematerial ist extrem niedrig. Kom-
men Beilagen hinzu, werden, wenn 
überhaupt, nur geringe Cent-Teilbe-
träge vergütet«, schildert der 61jäh-
rige die Situation. »Transportmittel 
für die schweren Papierpacken wer-
den nicht zur Verfügung gestellt, auf 
eigene Kosten müssen Sackkarren, 
Einkaufswagen oder ähnliches ge-
kauft werden.« Urlaub oder Lohn-
fortzahlung im Krankheitsfall seien 
ein Fremdwort. »Muss eine Vertre-
tung gesucht werden, ist der Aus-

träger verantwortlich für deren et-
waiges Fehlverhalten.« Edelmann 
hat in der TIP-Zentrale angemahnt, 
geeignete Arbeitsmittel zur Verfü-
gung zu stellen, das wurde, sagt er, 
von der Geschäftsleitung als »zu auf-
wändig« abgelehnt. »Einen Betriebs-
rat im Unternehmen zu etablieren, 
würde uns Einzelkämpfern weiter-
helfen«, überlegt Edelmann.

Auch Alois K., der für eine Zustell
agentur in Berlin Zeitungen und Wer-
beblätter austrägt, berichtet von 
schlechten Arbeitsbedingungen. Von 

Montag bis Sonntag versorgt er 35 
bis 40 Mehrfamilienhäuser von 4.00 
bis 8.00 Uhr, danach macht er noch 
eine zweite Tour – »sonst bekomme 
ich gar nichts raus«, spitzt K. zu. Dass 
es für ihn praktisch keinen freien Tag 
gibt, belaste besonders. »Zu stressig 
der Job und durch den Stücklohn zu 
wenig bezahlt.« Einen früher vorhan-
denen Tarif gäbe es nicht mehr. 

»Dass Zustellagenturen ganz un-
ten angesiedelt sind, kann man wort-
wörtlich nehmen, betrachtet man die 
Arbeitsbedingungen«, führt ver.di 
Fachsekretär Andreas Kühn seine Be-
gründung weiter. »Waren sie vor 
Jahren noch direkt mit den großen 
Zeitungsverlagen verbunden, sind sie 
heute durch Outsourcing zwar recht-
lich eigenständig, aber finanziell 
nach wie vor von der BZV, der Berli-
ner Zustell- und Vertriebsgesellschaft 
für Druckerzeugnisse, abhängig, die 
wiederum zu den drei größten Ber-
liner Zeitungsverlagshäusern gehört. 
Wer zahlt, bestimmt nicht nur die 
Musik, sondern auch die Konditionen. 
Und diese sind mit den Jahren immer 
schlechter geworden«, schätzt Kühn 
ein. »Immer weniger Geld floss in 
die Agenturen, die Entlohnung der 
Zusteller und ihre Arbeitsbedingun-
gen verschlechterten sich kontinu-
ierlich. Wo sich Widerspruch regte, 
wo Betriebsräte gewählt wurden, 
verschwand eine Agentur schon mal 
ganz schnell in der Versenkung, um 
mit neuem Namen am selben Ort 
neu aufzuerstehen. Allerdings ohne 
die engagierten Kolleginnen und 
Kollegen, ohne Betriebsräte.« Für 
»einfach skandalös« hält Kühn die 
Bedingungen, unter denen heute die 
Zeitungen und Zeitschriften mit all 
den verlockenden Sonderangeboten 
ihren Weg in unsere Briefkästen fin-
den.� B. Erdmann
http://zeitungszusteller.verdi.de

B l i c k p u n k t

Ganz unten
Zeitungszusteller und Werbeausträger leisten 
schwere schlechtbezahlte Arbeit

Jeden Samstag auf Tour: Angelika A. mit dicken Packen Werbeblättern.
� Foto: Chr. v. Polentz / transitfoto.de

Dies ist eines von 300 Fotos, die 
ungeschönt Geschichte zeigen. 

Nur wenige sind so beinahe poetisch. 
Berlin war 1945 eine Stadt aus Rui-
nen. Auf Straßen und in Köpfen 
häufte sich der Schutt. Das schnelle 
Zeitungsfoto konnte nur den in den 
Straßen sichtbar machen. Aber man 
erkennt, wie das Leben mühsam wie-
der erwachte, mit dem Ziel zu leben, 
zu überleben. Selbst unter diesen Be-
dingungen wurde fotografiert. Und 
damit Unwiederbringliches doku-
mentiert. Dem oft nüchternen Blick 
der Kamera entspricht genau die 
Nüchternheit des Buchtitels.

Im Berliner Verlag am Alexander-
platz befindet sich im ersten Stock 
seit den 70er Jahren das Archiv. 
Nachdem die meisten Redaktionen, 
die zu bedienen waren, nicht mehr 
existieren, ist es hier still geworden; 

heute kommen für die Tagespresse 
die Fotos elektronisch, an histori-
schen Fotos besteht äußerst selten 
Bedarf. Höchstens einmal oder auch 
nie gedruckt, fristen sie hier ihr Jahr-
zehnte lang vergessenes Dasein. Die 
nötigen Daten auf der Rückseite ver-
mitteln den Hinweis auf Orte, nicht 
immer auf die Urheber. Aber ein ein-
zigartiger Fundus! Diese Fotos jetzt 
zu drucken, ermöglicht einen un-
schätzbaren Einblick in Geschichte, 
wie ihn vom eigenen Erleben her nur 
noch wenige ältere Berliner besitzen. 
Deshalb Bewunderung und Dank an 
die Schatzgräber, die sie zugänglich 
gemacht haben: den Publizisten und 
Verleger Frank Schumann und den 
Fotojournalisten, jetzt im Archiv tä-
tigen Peter Kroh. Sie erhielten maß-
gebliche Unterstützung durch Verlag 
und Berliner Kurier.

Für den aufmerksamen Betrachter 
stößt jedes Foto zuerst Interesse, oft 
Erstaunen und schließlich Nachden-
ken an.� A. Görne

Frank Schumann / Peter Kroh: Berlin nach 
dem Krieg. Verlag Das Neue Berlin. 288 
Seiten. 29,95 Euro. ISBN 978-3-360-01991-2

Berlin nach dem Krieg – ein Bildband
Einzigartige Zeitdokumente aus dem Archiv des Berliner Verlages

Blumen gehörten zum Überleben.
� Foto: Berliner Verlag

Skandalöse 

Bedingungen
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Seit der Übernahme des Berliner 
Verlags durch die Mediengruppe 

DuMont Schauberg (MDS) bastelt 
der neue Eigentümer an einer scheib-
chenweisen Umstrukturierung des 
traditionsreichen Berliner Unterneh-
mens. In 14 Arbeitsgruppen wird 
über Zentralisierungen und Syner
gien nachgedacht, einzelne Aufga-
ben sollen an bestimmten Standor-
ten gebündelt werden. Anderswo 
drohen dann Arbeitsplatzverluste. So 
wurde für die verschiedenen MDS-
Publikationen eine Redaktionsge-
meinschaft gegründet (siehe Sprach-
rohr 3/09), dadurch könnten Redak-
teure überflüssig werden. Ähnliches 
gilt für IT-Abteilungen oder Drucke-
reien. Mit dieser Salamitaktik um-
geht MDS die Sozialplanpflicht.

Insofern ist es ein Erfolg, dass die 
Gewerkschaften ver.di und DJV für 
die Beschäftigten des Berliner Verlags 
ein umfangreiches Tarifwerk aushan-
deln konnten. Am 19. Juli 2010 be-
schloss der Aktionsausschuss für den 
MDS-Standort Berlin einstimmig sei-
ne Annahme, die Tarifverträge sind 
bereits unterschrieben und rechts-

kräftig. Gefunden wurde ein »Rah-
men zur Absicherung gegen Be-
schäftigungsrisiken«, wie es in einem 
Brief der Gewerkschaften heißt. 
»Dass die Kollegen, die es dann trifft, 
vielleicht besser gestellt sind, als es 
ihnen juristisch zusteht, ist ein ge-
wisser Erfolg«, sagt Nico Kramer, 
stellvertretender Betriebsratsvorsit-
zender. Nach Jubel klingt das nicht. 
Auch die Gewerkschaften sprechen 
nur von »vertretbaren Regelungen«, 
da ein echter Schutz vor Arbeitsplatz-
verlust und Stellenreduzierungen 
nicht gelungen sei.

Ausgehandelt wurden drei Tarif-
verträge. Der Altersteilzeit-Tarifver-
trag mit einer Laufzeit bis Ende 2014 
sichert allen Berliner Verlags- und 
Druckereibeschäftigten der Jahrgän-
ge bis 1954 zu, dass sie mit einer 
Netto-Aufstockung auf 85 Prozent 
in die Altersteilzeit gehen können. 
Beachtlich angesichts der Tatsache, 
dass es für Altersteilzeit keine staat-
liche Unterstützung mehr gibt und 
der Verlag hier einspringen muss.

Im Firmentarifvertrag wurden die 

grundlegenden Tarifbedingungen bis 
Ende 2013 verbindlich abgesichert. 
Außerdem sollen mindestens 50 Pro-
zent aus jedem Volontärs- und Aus-
zubildenden-Jahrgang ein befristetes 
Übernahmeangebot erhalten. Wech-
selt ein Mitarbeiter – etwa bei der 
IT-Auslagerung – in eine MDS-Sy
nergiegesellschaft, wird das Gehalt 
über die gesetzliche Frist hinaus ein 
weiteres Jahr gezahlt. Für die Drucke
rei werden wesentliche Teile des Ta-
rifvertrages übernommen, die aber 
noch als Sozialplan ausgehandelt wer
den müssen. Mitarbeitern, die in die 
Tochtergesellschaft »Helfer« wech-
seln müssen, wird ein ungeschmäler
tes Anrecht auf Altersteilzeit gewährt. 
»Details wollen die Drucker aber 
selbst aushandeln, weil sie im Ge-
gensatz zu den Verlagsbeschäftigten 

die Möglichkeit eines Interessenaus-
gleiches haben«, erklärt Kramer.

Schließlich soll der »Tarifvertrag zu 
Weiterbeschäftigung, Qualifizierung 
und Sozialplan« – Laufzeit bis Ende 

Juni 2012 – zukünftige Synergiemaß-
nahmen und Betriebsänderungen 
abmildern. Dafür soll zukünftig ein 
Ausschuss über personelle Maßnah-
men beraten. Mit Versetzungen, Teil-
zeitarbeit, Qualifizierungszeiten so-
wie damit einhergehenden Aus-
gleichsregelungen sollen etwaige 
Einkommenssenkungen über fünf 
Jahre ausgeglichen bzw. gestreckt 

werden. Sollte es dennoch zu be-
triebsbedingten Kündigungen kom-
men, werden Abfindungen gezahlt. 
Sie gelten für alle MDS-Betriebe in 
Berlin: Zu einem Sockel von 10.000 
Euro kommen 70 Prozent eines Mo-
natsbruttogehalts für jedes Jahr Be-
triebszugehörigkeit. Bei einvernehm-
licher Beendigung des Arbeitsverhält
nisses eine zusätzliche »Einigungs-
prämie«. Zuschläge gibt es außerdem 
für Eltern und Schwerbehinderte.

Als Alternative zum Ende des Ar-
beitsverhältnisses sollen ein Qualifi-
zierungspool und eine Transfergesell-
schaft gebildet werden. Der Qualifi-
zierungspool soll bei der Vermittlung 
in einen anderen Job helfen. Sollte 
das nicht funktionieren, schließen 
sich zwölf Monate in einer Transfer-
gesellschaft an, durch die sich die 
Vermittlungschancen verbessern sol-
len. Das Nettoeinkommen beträgt 
dort 80 Prozent des bisherigen Net-
togehalts. Damit startet im Septem-
ber ein bisher im Berliner Verlag un-
erprobtes Weiterbeschäftigungsin
strument. Noch werden Träger ge-
sucht, die dieses in Zusammenarbeit 
mit dem Berliner Verlag betreiben 
können. Kandidaten aus dem Medi-
enbereich wurden laut Kramer be-
reits gefunden.

Insgesamt ist er froh, dass es über 
Weiterbeschäftigungs- und Teilzeit-
angebote Möglichkeiten gab, Kolle-
ginnen und Kollegen im Betrieb zu 
halten: »Obwohl sicherlich Arbeits-
plätze abgebaut werden, können ei-
nige Folgen abgefedert werden«. 
Richtig glücklich kann der Betriebs-
rat jedoch kaum sein: »Unser Arbeit-
geber ist relativ denkfaul, wenn es 
darum geht, vorhandene Arbeit bes-
ser aufzuteilen.«�  Ute C. Bauer 

Der Spatz in der Hand
Tarifvertrag für Berliner Verlag federt schlimmste Übel ab

Paket aus drei 

Tarifverträgen

Ungewohnte instrumente 

zur Weiterbeschäftigung

Ende Mai stimmten Beschäftigte, hier Nico Kramer, über die Tarifforderungen 
ab: 98 Prozent Zustimmung.� Foto: Maichel Dutta

Denkaufgaben« brachte das zwei-
te Verhandlungsgespräch am 

18. August zur Besetzung der neuen 
Drucktechnik in der Märkischen Ver-
lags- und Druckgesellschaft mbH 
Potsdam. Sprachrohr berichtete be-
reits in den Ausgaben 2/10 und 3/10 
über drohende Entlassungen und 
Umstrukturierungen. Der neue Tarif-
entwurf der Geschäftsleitung bietet 
jetzt allen Helfern in der Rotation, 
die 55 und älter sind, einen Alters-
teilzeitvertrag bis max. acht Jahre mit 
einem Nettoaufstockungsvertrag von 
85 Prozent an. Das sei ein Signal in 
die richtige Richtung, weil damit die 

Zahl der beabsichtigten Kündigun-
gen halbiert werde, wertet Andreas 
Fröhlich von der ver.di-Verhandlungs
kommission. Trotz dieser Annähe-
rung müsse die Maschinenbesetzung 
weiter diskutiert werden, denn aus 
den tariflichen Besetzungsvorschrif-
ten will der Arbeitgeber aussteigen. 

Als völlig inakzeptabel sieht ver.di, 
dass sich die Geschäftsführung trotz 
Personalabbaus nach wie vor den Rü-
cken für Ausgliederungen in eine 
»tariffreie Zukunft« offen halten will. 
»Darüber sind die Kolleginnen und 
Kollegen verärgert«, kommentiert 
auch Karin Wagner vom MVD-Be-

triebsrat. Die Beschäftigten wollen 
»Sicherheit haben, dass es nach den 
geplanten schmerzhaften Eingriffen 
nicht auch noch zu Ausgründungen 
oder Fremdvergaben« kommt. Nach-
verhandlungsbedarf gibt es bei den 
Turboabfindungen für freiwilliges 
Ausscheiden. Zwar hat die Ge-
schäftsführung den ver.di-Vorschlag 
für eine Anreizprämie aufgegriffen 
und will auf eine Sozialabfindung 25 
Prozent draufpacken. Allerdings sei 
die Höhe der Abfindungen unzurei-
chend. Für den 10. September ist die 
nächste Verhandlungsrunde ange-
setzt. � red

Outsourcing ist keine Option! 
 Nur teilweise Annäherung bei Tarifverhandlungen in der MAZ-Druckerei
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Wenn nur Säulen und Kronleuchter zu be-
wegen gewesen wären ... Stattdessen 
musste bekanntlich die gesamte Staats-
oper wegen dringend nötiger Sanierung 
des Hauses Unter den Linden ins Schiller-
theater umziehen. Noch bleibt dort bis 
Spieltzeitbeginn genügend zu tun, noch ist 
vieles im Fluss. Doch mit der Gebäude-Ab-
nahme durch den TÜV Anfang September 
sollte ein wesentlicher Schritt für die neue 
Spielstätte geschafft sein. Dann wird die 
neue Bühne eingerichtet, werden Dekora-
tionen und Bühnenbilder angepasst und 
das ganze Schillertheater auf den Premie-
renstart am 3. Oktober vorbereitet. Viel Ar-
beit für die »Unsichtbaren« ...

Das Schillertheater wird für drei Jahre Staatsoper
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Anfang Juli wurde geräumt. Alles, 
was jahrzehntelang die Kostüm-

werkstätten der Staatsoper in der 
Französischen Straße ausmachte – 
Möbel, Computer, Arbeitsunterlagen, 
Maschinen, Werkzeuge, Muster, 
Stoffe und Zutaten bis zum letzten 
Knopf – alles musste mit. Die Schnei-
derinnen und Putzmacherinnen ge-
hörten zu den ersten, die in diesem 
Sommer in das neue Zentralwerk-
stattgebäude hinter dem Franz-
Mehring-Platz umgezogen sind. Al-
lerdings nicht in blitzsaubere neue 
Werkstatträume, sondern noch auf 
eine Baustelle. Ein Besuch im August: 
Lange geplant und sorgfältig erwo-
gen, unter fachlich-arbeitsorgani
satorischen, technischen und ästhe-
tischen Gesichtspunkten diskutiert 

und optimiert, gibt das neue Gebäu-
de zu schönsten Hoffnungen Anlass: 
Ein jahrzehntelanger Zustand von 
Zersplitterung, Arbeiten in oft sanie-
rungsbedürftigen Räumen mit ural-
ten Sanitäreinrichtungen hat ein En-
de. Die Generaldirektion der Opern-
stiftung, stiftungseigene Informati-
onstechniker sowie die kreativen 
»Handwerker« des Bühnenservices 
sind künftig unter einem Dach ver-
eint. Alles ist einladend transparent, 
hell und kommunikationsfördernd. 

Dafür wurde auch kräftig investiert. 
Allerdings kamen die Bautermine 
und die genau abgezirkelte Umzugs-
planung am Ende doch aus dem Lot. 
Am 30. September, so betont Hen-
drik Nagel, soll der Gebäudekomplex 
samt begrüntem Innenhof und Kan-
tine in Glas-Alu-Konstruktion nun 
endgültig fertig sein. Der stellvertre-
tende Geschäftsführer und Produk-
tionsleiter des Bühnenservices erläu-
tert die Zusammenhänge zwischen 
dem rechteckigen Gebäudeteil A, 
der die Leitung, den Personalservice 
und die Kostümwerkstätten beher-
bergen wird. Durch zwei verglaste 
Übergänge wird man in den U-för-
migen Teil B gelangen, der große Flä-
chen für Montagehallen und Malsä-
le bietet. Über seitliche Rampen kön-
nen die fertigen Dekorationen dann 
auf riesige Sattelschlepper oder Con-
tainer-Lkw geladen werden. 

Im Gebäude B konzentriert sich 
momentan das Baugeschehen. Doch 
die Theaterplastiker, Maler und Ta-
pezierer sind bereits eingezogen. Bei 
einem Rundgang werden sofort 
Wünsche laut: Im 2500 Quadratme-
ter großen Malsaal müsse eine wei-
tere Galerie eingezogen werden, die 
es erlaubt, Prospekte von oben zu 
beurteilen. Plastikerinnen haben Be-
denken, wie die aus der Chaussee-
straße und der Deutschen Oper zu-
sammengezogenen Mitarbeiter, die 
nötigen Maschinen und das Materi-
allager auf den gegebenen Flächen 
sinnvoll unterkommen können. Alle 

stöhnen über das noch nicht einre-
gulierte Raumklima und brummende 
Lampen im Probebetrieb ...

Doch gibt es bereits eine proviso-
rische Pausenversorgung mit Wahles-
sen. Das Angebot wird dankbar an-

genommen, anschließend weiterge-
arbeitet. Die Schuhmacher-Lehrlinge 
hämmern und klopfen inmitten von 
Umzugskartons. In der Schneiderei 
sind gerade die Telefonleitungen in 

Gang gekommen. Noch ist so man-
cher Meister-Glaskasten gänzlich ver-
waist: Urlaubszeit. Aber es wird 
schon eifrig zugeschnitten, genäht 
und gebügelt. Eine fast fertige Robe 
steht zur Anprobe. Die Wagner-So-
pranistin ist in den großzügigen, spe-
ziell dafür konzipierten Anprobetrakt 
eingeladen, wo die riesigen Spiegel 
bisher noch an den Wänden lehnen. 
In den Fluren dominieren gedeckte 
Rot-Töne. Glastüren und Oberlichter 
sichern lange Sichtachsen und sor-
gen für zusätzliche Helligkeit. 

Von den Galerien, auf denen die 
Computer-Arbeitsplätze für die 
Schnittfertigung eingerichtet werden 
sollen, blickt man auf das geschäftige 
Treiben, aber auch auf abgehängte 
Lamellendecken, Rohre und Verklei-
dungen. »Da haben wir ein Problem.« 
Personalrätin Toni Winter fährt mit 
dem Finger über Leitungen und zeigt 
auf den Baustaub. »Solange keine 
Feinreinigung stattgefunden hat, 
wirbelt uns die Klimaanlage Schmutz 
um die Ohren ... « Auch fehlende 
Steckdosen und so manch anderes 
Problem harren noch der Lösung. Die 
Tischler und Schlosser aus der Chaus-
seestraße werden sich mit ihrem Ein-
zug noch bis Oktober gedulden müs-
sen. Doch insgesamt überwiegt Op-
timismus. »Wenn das mal alles rich-
tig fertig ist – Wahnsinn«, meint man 
in der Putzmacherwerkstatt. Auch Mi-
chael Jastram, der in der Plastiker-
werkstatt Azubis anleitet, sieht vor 
allem »die Chance«. �neh

Elsas Robe und die Kreativität auf der Baustelle
Im Werkstattneubau der Opernstiftung wird trotz Planverzugs bereits gearbeitet

Transparent, Hell  

und Einladend

Tischler und Schlosser 

müssen noch warten

Auszug aus der Französischen Straße
� Foto: Ch. v. Polentz/transitfoto.de
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Die Gewerkschaft ver.di, beson-
ders der Erwerbslosenausschuss 
Uckermark-Barnim und Du per-
sönlich sind treibende Kräfte der 
Volksinitiative für ein Sozialticket 
in Brandenburg gewesen. Seit 
September 2008 gibt es das lan-
desweite Mobilitätsticket, zu-
nächst befristet. Jetzt geht es um 
die Fortsetzung. Wie sollte die 
aussehen?
Carsten Zinn: Auf jeden Fall muss 
es das Ticket weiter geben, das steht 
auch in der Koalitionsvereinbarung 
von Rot-Rot. Aber es sollte qualifi-
ziert ausgestaltet werden. Einmal in 
der Richtung, dass die werbewirksam 

dargestellte volle Leistung zum hal-
ben Preis nicht nur in den kreisfreien 
Städten, sondern wirklich überall ga-
rantiert wird. Dazu müsste sich be-
sonders in der Fläche am bisherigen 
Wabensystem etwas ändern, man 
muss günstig auch in die Nachbar-
kommune fahren können. Außer-
dem müsste das Tarifangebot flexi-
bler sein – also nicht nur als Monats-
karte, sondern auch als Einzelfahr-
schein, Tages- oder Wochenticket 
erhältlich sein.

Es ist auch von einer Ausdehnung 
nach Berlin die Rede...
Carsten Zinn: Das wäre mein 
Traum. Dazu müsste aber nicht nur 
die Politik richtig Hausaufgaben er-
ledigen, auch die Verkehrsunterneh-
men wären gefragt.

Was ist mit Blick auf die Preise zu 
sagen?
Carsten Zinn: Teurer darf das Ticket 
nicht werden, sonst macht es über-
haupt keinen Sinn. Im Gegenteil, in 
den Landkreisen müsste es preiswer-
ter zu haben sein, das fordern wir 
schon seit der Einführung. Über kon-
krete Pläne zur künftigen Finanzie-
rung und die Differenzzahlungen für 
die Verkehrsbetriebe hört man ak
tuell leider gar nichts. Bislang gab es 
dafür maximal 2,3 Millionen Euro aus 
Landesmitteln pro Jahr. Doch Bran-

denburg hat bekanntlich Haushalts-
sperre, die Rahmenbedingungen 
werden sicher nicht besser...

Was müsste also geschehen?
Carsten Zinn: Die Verantwortlichen 
in Regierung und Landtag sind ge-
fordert, die Zeit drängt. Das Mobili-
tätsticket war seinerzeit ein Kompro-
miss zwischen SPD und CDU. Jetzt, 
wo die Befürworter einer sozialen 

Lösung unter sich sind, wären Ver-
zögerung oder gar Abstriche völlig 
inakzeptabel. Außerdem erwarte ich, 
dass sich ver.di-Landesbezirksvor-
stand und DGB-Bezirksvorstand 
schnellstens klar in Sachen Mobili-
tätsticket positionieren und ihre so-
ziale Verantwortung wahrnehmen. 
Das Ticket ist auch eine gewerk-
schaftliche Erfolgsgeschichte und soll 
es bleiben. � neh

B e r i c h t e

Flexibler, preiswert und mit Anschluss nach Berlin
Carsten Zinn erläutert, wie es mit dem Brandenburger Mobilitätsticket weitergehen sollte

Plakataktion im April 2008� Fotos: Chr. v. Polentz / transitfoto.de

Carsten Zinn: »Verantwortliche sind 
gefordert, die Zeit drängt«

Viele beneiden Fußballprofis, weil 
die ihr Hobby zum Beruf ma-

chen konnten. Doch während dafür 
umfassendes Training nötig ist, wird 
im journalistischen Metier gern auch 
mal recht unprofessionell gepunk-
tet. Besonders in der Berichterstat-
tung von Fußball-Länderspielen, wo 
sehr niedrige Reportagestandards 

zu gelten scheinen. Es wird nicht 
nur parteiisch kommentiert, son-
dern nebenbei, quasi aus dem Näh-
kästchen, auch immer wieder über 
angebliche Nationalcharaktere ge-
plaudert.

Ex-Bundestrainer Klinsmann – der 
bei der WM in Südafrika von RTL als 
Kommentator eingesetzt wurde – 
ging angesichts des Tumults beim 
Spiel Argentinien gegen Mexiko mit 
gutem Beispiel voran: »Ich wohne ja 
in Kalifornien und kenne die Mexi-
kaner ganz gut. Die leben aus dem 
Bauch heraus. Jetzt sollten sie aber 
mal auf den Verstand setzen.«

Doch auch professionelle Journa-
listen reden Mist: Bei einer WM-Di-

rektschaltung von Radio Eins antwor-
tete rbb-Korrespondentin Martina 
Knief auf die Frage, ob die als Titel-
anwärter gehandelte spanische 
Mannschaft in Südafrika vor ihrem 
ersten Spiel sehr selbstbewusst auf-
trete: »Ja, aber das ist den Südeuro-
päern ja auch ein bisschen eigen, 
dass sie sich selber und ihr Selbstbe-
wusstsein zur Schau stellen.«

Immer noch besser als die Deut-
schen, die nicht von den Reichspar-
teitagen loskommen. Oder von der 
Rassenlehre. So parierte am Rande 
der Bundespräsidentenwahl ein Ver-
treter der Sächsischen Zeitung die 
unvermittelte Frage eines Kollegen: 
»Ob wir wohl am Samstag weiter-
kommen?« allen Ernstes mit der Er-
kenntnis: »Der Argentinier ist ja halb 
Spanier, halb Italiener. Das ist eine 
besonders feurige Mischung.«

Wer auf diese Weise munter Na-
tionalcharaktere imaginiert und 

nicht glaubt, dass sehr viele »Süd-
europäer« bescheiden und schüch-
tern sind, oder dass der gemeine 
Mexikaner im Alltag ständig den 
Verstand benutzt, wird sich womög-
lich Klaus Beier anschließen, der – 
von der taz auf den multikulturellen 
Hintergrund der deutschen Mann-
schaft angesprochen – die afrikani-
schen WM-Mannschaften lobte: 
»Die rekrutieren ihre Sportler aus 

dem eigenen Volk, haben ihre Wur-
zeln behalten. Das ist moralisch un-
terstützenswert!« Ansonsten werde 
»der Ursprungsgedanke des Wett-
streits zwischen Völkern vernichtet«. 
Beier ist übrigens Pressesprecher der 
NPD. � Ralf Hutter

Besser auf den  

Verstand setzen

Zurück zu den  

Wurzeln?

Einwurf

Völkerball und 

Sprechblasen  

in Südafrika
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In seltenem Schulterschluss streiten der 
Deutsche Gewerkschaftsbund und der 

Bundesverband Deutscher Arbeitgeber-
verbände (BDA) seit einigen Wochen für 
die »Funktionsfähigkeit der Tarifautono-
mie«. Das Bundesarbeitsgericht (BAG) 
hatte verkündet, in seiner Rechtsspre-
chung künftig am Grundsatz der Ta-
rifeinheit nicht mehr festzuhalten, weil 
dafür keine gesetzliche Grundlage exis-
tiere und sich die Wirklichkeit von dem 
Prinzip »ein Betrieb – eine Gewerk-

schaft« entfernt hat. Unmittelbar da-
nach erkannten Arbeitgeber und Ge-
werkschaftsbund die Tarifeinheit als 
»unverzichtbare Säule der Tarifautono-
mie« und wollen sie nun in gemeinsa-
mer Initiative per Gesetz regeln. In das 
existierende Tarifvertragsgesetz solle ein 
Passus eingefügt werden, der folgendes 
festschreibt:
»Überschneiden sich in einem Be-
trieb die Geltungsbereiche mehrerer 
Tarifverträge, die von unterschiedli-
chen Gewerkschaften geschlossen 

werden (konkurrierende Tarifver-
träge/Tarifpluralität), so ist nur 

der Tarifvertrag anwendbar, 

an den die Mehrzahl der Gewerk-
schaftsmitglieder im Betrieb gebun-
den ist. Maßgeblich ist bei solchen 
überschneidenden Tarifverträgen, 
welche der konkurrierenden Ge-
werkschaften im Betrieb mehr Mit-
glieder hat (Grundsatz der Repräsen-
tativität). Treffen demnach z. B. zwei 
Entgelt-Tarifverträge zusammen, die 
das Entgelt zumindest teilweise glei-
cher Arbeitnehmergruppen regeln, 
gilt im Betrieb der Tarifvertrag, an 
den die größere Anzahl von Gewerk-
schaftsmitgliedern gebunden ist.«

Verteilungskampf künftig  
nach Art der Friedfische?

»Die Mehrheit soll entscheiden«, lobt 
DGB-Vorsitzender Michael Sommer und 
fügt hinzu, dass Tarifeinheit »Solidarität 
im Betrieb« sichere. Wettbewerb werde 
auf diese Weise »fair und demokra-
tisch«, das zeuge von Verantwortungs-
bewusstsein in der Krise. Gleichzeitig 
äußert der oberste Gewerkschafter Ver-
ständnis, dass sich auch Arbeitgeber 
»Klarheit und Berechenbarkeit an der 
Tariffront« wünschen. Dass ver.di den 
Vorschlag unterstützt, hat Rechtspolitik-
Experte und Bundesvorstand Gerd Herz-
berg deutlich gemacht: »Durch die An-
wendung des Mehrheitsprinzips werden 
Spartengewerkschaften nicht verboten, 
aber im Falle einer Tarifkollision« hätten 
sie sich »einem demokratischen Prinzip 
zu unterwerfen«.

Arbeits- und Verfassungsrechtler er-
heben Bedenken und warnen, dass ein 
solches Gesetz »nicht gut gehen« kön-
ne. Von »Irrsinn« spricht gar ein Gast-
autor in der Süddeutschen Zeitung. 

Wenn DGB- und BAG-
Initiatoren derart 
gemeinsam die Ta-
rifeinheit beschwö-
ren, hätten sie wo-
möglich weniger 
den sozialen Frie-
den im Sinn »als 
vielmehr soziale 
Friedhofsruhe« 

und »den Erhalt der eigenen Macht«, 
mutmaßt »SpiegelOnline«. Die Linke, 
die wie die SPD den Vorstoß begrüßte, 
rudert inzwischen zurück: Eines könne 
man sich dann doch nicht vorstellen: 
»Die Hand zu reichen für die Einschrän-
kung des Streikrechtes«.

»Die Fachgruppe Verlage, Druck und 
Papier lehnt die gemeinsame Initiative 
von BDA und DGB zur gesetzlichen Re-
gelung der ‚Tarifeinheit’ ab«, heißt es in 
einer Resolution des Bundesfachgrup-
penvorstandes vom 2. Juli 2010, der sich 
drei Tage später auch die Medien-Fach-
gruppe angeschlossen hat. Inzwischen 
folgten auch die Bundesfachgruppen 
Theater und Bühnen sowie Musik. Es 
wird gefordert, dass sich »auch die Ge-
samtorganisation« entsprechend verhal-
ten solle. Die Initiative sei abzulehnen, 
»weil sie eine neue Form der ›Friedens-
pflicht‹ in den Betrieben einführt«.  
ver.di-Mitglieder dürften nicht »zwangs-
weise durch Gesetz« an den Tarifvertrag 
einer Konkurrenzorganisation und an 
dessen Friedenspflichten gebunden wer-
den. »Selbst wenn eine Konkurrenzor-
ganisation die Mehrheit der Mitglieder 
in einem Betrieb hat, muss es ver.di-Mit-
gliedern möglich bleiben, bessere Tarif-
verträge mit Streiks durchzusetzen«. Die 

vorgesehene »Abschaffung dieser Mög-
lichkeit verstößt gegen die vom Grundge
setz garantierte Koalitionsfreiheit und die 
Tarifautonomie, weil sie das Streikrecht 
antastet«, heißt es. Landesvorstände 
sprechen sogar davon, dass sich dieser 
Versuch, »konkurrierende kleinere Ge-
werkschaften und Berufsverbände« aus-
zuschalten, bald gegen die wenden wer-
de, »die dieses Tor geöffnet haben«. 

Doch der Haifisch,  
der hat Zähne

Was da als »tarifpartnerschaftliche« 
Initiative über die Öffentlichkeit kam, ist 
– zumindest von Gewerkschaftsseite – 
eine Kopfgeburt. Ihr ist weder eine De-
batte auf dem jüngsten DGB-Kongress 
noch eine demokratische Willensbildung 
bei ver.di vorausgegangen.

Autonom oder lahmgelegt?
Welche Folgen eine gesetzliche Festschreibung der Tarifeinheit hätte

» Ich würde mich immer dagegen wehren, wenn es 
im Lande ein gesetzliches Streikverbot geben würde.  
Es hat zu keiner Zeit in der demokratischen Entwicklung 
irgendwelche Streikgesetze gegeben, die für die Arbeit
nehmer positiv waren. Das waren immer obrigkeitsstaat-
liche Reglementierungen. Und dazu sehe ich keine Ver-
anlassung, weder aus der Praxis der Arbeitskämpfe in 
diesem Lande noch aus irgendeinem Notstand. « 

Heinz Kluncker, ÖTV-Vorsitzender, 1971
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Gründe, warum sich Gewerkschafter 
für diesen Vorstoß erwärmen, darf man 
mutmaßen. Tiefere Ursachen mögen in 
der Erosion der Tariflandschaft liegen. 
Noch scheint kein Kraut dagegen ge-
wachsen, dass kleine, schlagkräftige Ver-
einigungen, die Piloten, Lokführer, 
Klinikärzte oder Fluglotsen vertreten, es 
traditionellen Großgewerkschaften zu-
nehmend schwer machen, ordentliche 
Tarifabschlüsse für Gesamtbelegschaf-
ten durchzusetzen. Solche »Überbie-
tungskonkurrenz« kann zweifellos ent-
solidarisieren. Ihr durch die Bildung eines 
– so der Arbeitsrechtler Wolfgang Däub-
ler – »bilateralen Monopols« einer »re-
präsentativen« Gewerkschaft mit der 
Arbeitgeberseite entgegenzuwirken, 
mag manchen Chefverhandler reizen. 
Solches Omnipotenzdenken geht von 
zementierten Mehrheiten aus und igno-
riert das untere Ende der veränderten 
Tariflandschaft. Der zunehmenden Dum-
pingkonkurrenz, dem Problem der Leih- 
und Zeitarbeit, der schwindenden Rolle 
von Flächentarifverträgen ist mit solcher 
Taktik nicht beizukommen. Schon gar 
nicht mit dem Partner BDA: Gerade den 
Unterbietungswettbewerb wollen sich 
die Arbeitgeber auch künftig offen hal-
ten. Wie gern haben sie bereits in den 
letzten Jahren dank eines »maßge-
schneiderten« Haustarifvertrags mit ei-
ner christlichen oder selbst gegründeten 
Gewerkschaft einen besser ausgestat-
teten Branchentarif ausgehebelt. 

Britische Verhältnisse?

Selbst langjährige und eingespielte Ta-
rifgemeinschaften oder Absprachen, wie 
etwa zwischen den Journalistengewerk
schaften oder bei den Bühnen, gerieten 
mit einer solchen Art Tarifeinheit in die 
Zerreißprobe. »Für den Fachbereich Me-
dien, Kunst und Industrie könnte die Ini
tiative schwerwiegende Folgen haben«, 
heißt es in der Resolution der Bundes-
fachgruppe Druck und Papier, weil in 
Zeitungs- und Zeitschriftenverlagen der 
DJV oftmals die Mehrheit der Mitglieder 
stelle. Erübrigte sich die dju in ver.di 
dann per Gesetz? 

Eine solche Gesetzesinitiative wirft 
existenzielle Fragen auf, die mit dem 
Koalitionsrecht und der Rolle von Ge-
werkschaften als Gegenmacht über-
haupt zusammenhängen.Wenn man-
cherorts unterschiedliche Tarifverträge 
nebeneinander wirkten, müsste die Kon-
kurrenz verschiedener Gewerkschaften 
direkt und vor Ort ausgetragen werden 
– mit organisatorischen und gewerk-
schaftspolitischen Mitteln. Aber immer-
hin ohne Arbeitgeber oder Staat.

Ein Schreckensbild, das Befürworter 
der DGB-BDA-Initiative an die Wand ma-
len, sind »britische Verhältnisse«. Be-

schworen wird die Vorstellung, dass 
konkurrierende deutsche Gewerkschaf-
ten ausufernde Dauerstreiks entfachen 
könnten. Deshalb solle zur Laufzeit des 
vorrangigen Tarifvertrages »Friedens-
pflicht für alle im Betrieb« gelten.

Tatsächlich gehört die Bundesrepublik 
zu den streikärmsten Ländern (Grafik). 
An Bemühungen, das Streikrecht weiter 
einzuschränken, fehlt es überdies nicht. 
Ein Beschluss des BDA-Präsidiums be-
zeichnete Streiks und Aussperrung 2003 
als »Relikte einer vergangenen Epoche 
unter besonderen historischen, heute 
nicht mehr existierenden wirtschaftli-
chen Bedingungen«. Ein ganzer Forde-
rungskatalog zur Einschränkung des 
Streikrechts schloss sich an. 

Nach hierzulande geltender 
Rechtssprechung ist es an Ta-
rifverhandlungen gebun-
den. Diese Auslegung ist 
im Vergleich zu anderen 
europäischen Staaten 
sehr restriktiv. Sie wi-
derspreche, so Kriti-
ker, völkerrechtli-
chen Vorgaben 
wie Überein-
kommen der 

ILO oder der Europäischen Sozialcharta, 
die die Bundesrepublik eigentlich ratifi-
ziert hat.

Immerhin ist das Streikrecht im Rah-
men der Koalitionsfreiheit nach Art. 9, 
Abs. 3 Grundgesetz prinzipiell abgesi-
chert. Das Bundesverfassungsgericht 
hatte Anfang der 1990er Jahre bekräf-
tigt, dass Arbeitskämpfe zum Abschluss 
von Tarifvereinbarungen »jedenfalls« 
grundgesetzlich geschützt seien. Versu-
che, politische Streiks in der Bundesre-
publik zu legitimieren, würden durch ei-
ne Beschneidung des tariflichen Streik-
rechts zumindest einen zusätzlichen 
Dämpfer erhalten. � neh

	 Spanien	 164

	 Frankreich	 102

	I talien	 88

	 Belgien	 74

	 Finnland	 73

	 Norwegen	 54

	 Österreich	 45

	 Dänemark	 37

	 Großbritan.	 30

	I rland	 26

	 Schweden	 22

	 Niederlande	   9

	 Ungarn	   8

	 Polen	   6

	 Deutschland	   5

	 Schweiz	   4

Durchschnittlich  

wegen Streiks  

und Aussperrungen  

verlorene Arbeits-

tage 2000 bis 2008,  

pro Jahr je 1000  

Beschäftigte.

Quelle: IW/FR/Budziak

	 Portugal	   14

Streikbereitschaft

» Vollends zeigt sich der Eingriffscharakter 
im geplanten Streikverbot. Was verharmlo-

send als Ausdehnung der Friedenspflicht  
etikettiert wird, erweist sich für die nachran-

gige Gewerkschaft als Verbot zu streiken. 
Auch die Streikfreiheit ist Bestandteil des 

Koalitionsgrundrechts. «
Detlef Hensche, Jurist,  

letzter IG-Medien-Vorsitzender, 2010

» Ich sehe nicht, dass Gewerkschaften pro-
fitieren, wenn das Prinzip der Tarifeinheit 

nach dem Repräsentationsmodell geregelt 
würde. Das mag ihre Tarifpolitik eine Zeit 

lang vereinfachen, aber Arbeitskämpfe um 
einen Flächentarifvertrag würden erschwert. 

Die Gewerkschaft dürfte in einem Betrieb 
auch nur dann zum Streik aufrufen, wenn 
sie weiß, dass sie dort die meisten Arbeit-

nehmer repräsentiert ... « 
Ingrid Schmidt, Präsidentin des BAG, 2010
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Bereits im heißen Juli startete die 
Fachgruppe Musik mit ihrer 

Wahlversammlung. Nach vier Jahren 
war Bilanz zu ziehen und ein neuer 
Vorstand zu wählen. »Gut einge-
mischt« haben sich Fachgruppen-
vertreter in enger Wechselwirkung 
über verschiedene Gremien auf 
Bundes- und Landesebene und Tü-
ren in Richtung Europa geöffnet, 
hielt der scheidende Vorsitzende 
Stefan Gretsch in seinem Report 
fest. Es gäbe viel Licht, aber auch 
viel Schatten. 

Als politisches Dauerthema wurde 
die dringend notwendige Honorar-
erhöhung für Musikschullehrkräfte 
verfolgt, die letztlich in einen Senats-
beschluss für die Berliner Musikschu-
len mündete. »Wir haben uns da 
beim Senat richtig auf die Hinterbei-
ne gestellt,« konstatierte Gretsch. 

Dass man »nachfassen und dran-
bleiben« muss, offenbart der ver.di 
Brief nach der vom Fachgruppen-
Bundesvorstand 2008 durchgeführ-

ten bundesweiten Befragung zur 
wirtschaftlichen und sozialen Situa-
tion der Musikschullehrerinnen und 
-lehrer. Brandenburg erzielte dabei 
niederschmetternde Ergebnisse. Des-
halb bat die Fachgruppe drei bran-
denburgische Ministerien und die 
Landkreise um Stellungnahmen. Die 
Ministerien erklärten sich für nicht 
zuständig. Drei Landkreise sahen in 
schlechter Finanzausstattung der 
Schulen und schwieriger Situation 
der Lehrkräfte keine Katastrophe, 
vier keinen Handlungsbedarf, einige 
antworteten gar nicht. Mit der Fi-
nanzkrise aber gehen weitere Kür-
zungen in den Kommunalfinanzen 
einher, die sich auf die Musikschulen 
negativ auswirken werden. Und da-
von sind auch die 26 kommunalen 
Musikschulen in Brandenburg be-
troffen.

Heiß wird »Jeki« diskutiert – das 
seit 2005 in NRW laufende Projekt 
»Jedem Kind ein Instrument«, das 
auf andere Bundesländer übertragen 
werden soll. Es müssen vernünftige 
Lösungen gefunden werden. Denn 
bei wünschenswerter musikalischer 
Bildung für alle Kinder, werde mit 

Jeki ein nicht zu Ende gedachtes pä-
dagogisches Experiment veranstaltet, 
so Anja Bossen in ihrer Stellungnah-
me. Ungelöst seien finanzielle Absi-
cherung, Nachhaltigkeit, Status der 
Lehrkräfte und musikalische Quali-
tät. Es gäbe keine musikpädagogi-
schen Ziele und kein Unterrichtsma-
terial. Zudem zöge das Projekt Kinder 
von den Musikschulen ab, da die El-
tern Kinder bei Jeki anmeldeten. Vie-
le Fragen sind nicht geklärt: Wenn 
Jeki für alle Kinder ein bis zwei Jah-
re lang verpflichtend und kostenfrei 
eingeführt würde, dann müsste die 
Fortsetzung für alle, die es wünsch-

ten, gebührenfrei an Musikschulen 
gegeben sein. Das bedeute aber, die-
se finanziell auszugestalten. »Jeki 

kann nur zusätzlich zum Musikschul-
unterricht angeboten werden, nicht 
statt dessen!« war ein Fazit des Ge-
dankenaustauschs an diesem Wahl-
tag. Mit dem Jeki Stiftungsrat be-
müht sich die Fachgruppe auf Bun-
desebene um eine konstruktive Zu-

sammenarbeit. Vorgeschlagen ist ein 
Runder Tisch, um gemeinsam auch 
mit dem vdm Qualitätsstandards zu 
entwickeln. 

Ein weiteres, alle bewegendes Pro-
blem drehte sich um den hohen Zeit-
aufwand ehrenamtlicher Arbeit – die 
meisten sind beruflich stark belastet 
– und die Schwierigkeit, gewerk-
schaftliches Engagement in den Mu-
sikschulen bekannt zu machen und 
Vernetzungen zu privaten Musik-
schulen aufzubauen. »Wir brauchen 
gewerkschaftliche Vertrauensleute, 
Kontaktpersonen und Aktionen, 
müssen Schwerpunkte setzen und 
Hilfe zur Selbsthilfe geben«, waren 
Überlegungen. Ansonsten sei für die 
Gewerkschaft ein »Overhead«-Sta-
tus zu befürchten. Vorgeschlagen 
wurde, einen regelmäßigen News-
letter einzurichten.

Stefan Gretsch, der nach 17 Jah-
ren aus persönlichen Gründen nicht 
mehr für den Vorstand kandidierte, 
der Fachgruppe aber »selbstver-
ständlich erhalten« bleibt, gab dem 
neuen Vorstand eine lange Liste mit 
Anregungen mit auf den Weg. »Die 
Arbeit wird fortgeführt, neue Akzen-
te gesetzt«, versprach der neuge-
wählte Vorsitzende Lutz Fußangel. 
Ihm zur Seite stehen künftig Elisa-
beth Orphal und Gunnar Reichmann 
als Stellvertreter, Anja Bossen und 
Reiner Melle als Beisitzer.

Bettina Erdmann 

Honorare bleiben oben auf der Agenda
Die Fachgruppe Musik startete mit ihrer Wahlversammlung bereits im heißen Juli

»Jeki« zusätzlich,  

nicht statt dessenFachgruppe

M u s i k

Viel Arbeit, neue Akzente: Glückwunsch dem neu gewählten Vorstand!
� Foto: Chr. v. Polentz / transitfoto.de

Etwa 30 Personen fanden sich am 
10. August an der Kreuzung 

Hans-Otto- / Liselotte-Herrmann-Stra-
ße in Berlin Prenzlauer Berg zusam-
men, um den Schauspieler und Ge-
werkschafter Hans Otto, der als ers-
ter deutscher Künstler ein Mordopfer 
der Nationalsozialisten wurde, an sei-
nem 110. Geburtstag zu ehren. Ein-
geladen hatten VVN/BDA, DIE LINKE 
und die Friedensglockengesellschaft. 
Es ist ein guter Brauch im Bötzow-
Viertel, zu runden Jahrestagen der 
antifaschistischen Widerstands-
kämpfer zu gedenken, deren Namen 
die Straßen in diesem Kiez tragen. 
Kurze Ansprachen eröffneten das 
Meeting. Leben und Kampf Hans Ot-
tos wurden nachgezeichnet, der als 

Schauspieler und Obmann der GDBA 
im Lokalverband der Preußischen 
Staatstheater die Interessen seiner 
Kollegen vertrat. Gisela Axnick, die 
Nichte Hans Ottos, fand persönliche 
Worte, wie sein Andenken in ihrer 
Familie erhalten wird. Viele der An-
wesenden trugen Blumen in den 
Händen, die zum Schluss an die Stra-
ßenschilder gebunden wurden. Auch 
das gehört zum Brauch!

Da es sich um eine angemeldete 
Veranstaltung handelte, war auch 
die Polizei vor Ort. Die junge Beam-
tin folgte dem Verlauf interessiert, 
stieg hilfsbereit auf die Leiter und 
band die Blumen fest. Sie bedankte 
sich bei den Veranstaltern, dass sie viel 
gelernt habe … � Gudrun Höger

Blumen am Straßenschild
Ehrung für Hans Otto zum 110. Geburtstag

Öffentlichkeit 
und Demokratie

Für den vom 1. bis 3. Oktober in Ber-
lin stattfindenden Kongress »Öffent-
lichkeit und Demokratie« stehen 
Programm und Anmeldeformular un-
ter www.oeffentlichkeit-und-demo-
kratie.de bereit. ver.di-Chef Frank 
Bsirske wird den Kongress, der in pa-
rallelen Arbeitsgruppen den Zustand 
unserer Demokratie beleuchten und 
Alternativen diskutieren will, mit ei-
nem Grußwort einleiten. Eröffnet wird 
die Veranstaltung am 1. Oktober mit 
einem Vortrag von Oskar Negt. Nach 
Arbeitskreisdebatten am Folgetag 
sollen am 3. Oktober im Plenum Dis-
kussionsergebnisse und Lösungsvor-
schläge präsentiert werden.
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Was macht der Maier am Hima-
laya? Ja, was? Und vor allem: 

Was macht er in der Hauptstadtoper 
in der Rungestraße 12 in Berlin-Mit-
te? Die Primadonna, ihr treuer Be-
gleiter und ein Dandy fragen sich das 
auch und reisen ihm in der neuen 
Produktion der kleinen alternativen 
Bühne hinterher. Natürlich treffen 
Kirstin Hasselmann (Sopran), Andi 
Bühler (Mandoline und Percussion) 
und Klaus Schäfer (Piano) den mys-
teriösen Maier nicht wirklich, aber 
vermitteln singend und spielend ei-
niges über Reiselust, Herzschmerz 
und Krimierfahrungen. Die Ohrwurm-
Revue von Hasselmann & Kompagnie 
führt von den Roaring Twenties bis 
zu den wilden 60er Jahren und ist 
eine von vier Inszenierungen, die 
zum Opernsommer Ende August auf 

dem Veranstaltungskalender stan-
den. Bis zu 40 Gäste hören und se-
hen zu, dürfen sich auch ab und an 
einmischen im ebenerdigen Laden-
lokal, die Akteure agieren hautnah. 
Ein schwarzer Vorhang trennt das 
Büro, das abends Bar ist, vom Zu-
schauerraum, der zugleich die Büh-
ne bildet. Zur Künstlergarderobe 
klettert man die Kellerluke herunter. 

Mit der kleinsten und jüngsten 
Oper Berlins will sich Sängerin, Initi-
atorin und Vorsitzende des »Vereins 
zur Förderung der Musiktheater-
kunst e.V« Kirstin Hasselmann ge-
meinsam mit Gruppen freischaffen-
der Künstler einen Traum erfüllen: 
das klassische Repertoire neu zu ent-
decken, zu arrangieren und – ja – 
auch gegen den Strich zu bürsten. 
Bei »Eurydike und Orpheus« kehrte 
Regisseurin Sabine Bergk beispiels-
weise die Geschichte um: Eurydike 
ging ins Sichere Haus und Orpheus 
verging in den Fluten – begleitet von 
Adaptionen der Händelschen Was-
sermusik. Oder: Barockopern werden 
mit E-Gitarre und Texten von Tuchols-
ky modern verfremdet. Solche Expe-
rimente locken – darauf setzt Kirstin 
Hasselmann – auch Publikum an, das 
sonst mit Oper wenig oder nichts am 
Hut hat. 

»Oper darf nicht reserviert sein für 
gehobene Anlässe, die viel Geld kos-
ten«, meint Intendantin Hasselmann. 
Sie will Oper ganz auf die Basis zu-
rückführen und große Kunst in klei-
ne Form gießen, für die »große Büh-
nen einfach zu groß sind. Man 
braucht einen Raum, Musik und eine 

Handlung. Und nicht den riesigen 
Apparat eines Opernhauses. Wir lo-
ten aus, wie weit wir das führen kön-
nen und wie weit das Publikum mit-
geht.« 

Oper als Experimentierfeld, mit 
dieser Idee hat Hasselmann die Mi-
nioper Anfang 2009 gegründet. Sie 
hatte sich nach 14 Jahren festen En-
gagements als Sopranistin an Stadt-
theatern im Ruhrgebiet »freiwillig« 
für die Freiberuflichkeit entschieden. 
»Ich fühlte mich ausgelaugt und 
spürte, dass es durch Sparmaßnah-
men immer weniger um die Kunst 
als mehr ums Verkaufen ging. Ich 
wollte die Freude am Beruf nicht ver-
lieren«, sagte sie. Vor drei Jahren zog 
sie mit ihrem Mann – der als Philo-
soph mit kleinem Institut nicht orts-
gebunden ist – in die Hauptstadt. 
»Berlin ist offener, man hat mehr 
Möglichkeiten.« 

Ein Jahr lang, in dem ihr Konzept 
im Kopf Gestalt annahm, hat sie sich 
in der freien Szene umgeschaut, pas-
sende und bezahlbare Räume ge-
sucht. Der Standort in der Runge-

straße unweit von S- und U-Bahn, 
Spree und Alexanderplatz erschien 
schließlich ideal. Eine leerstehende 
Galerie mit großen Fenstern zur Stra-
ße, transparente Raumstruktur, nicht 
allzuviel umzubauen. »Der Name 
wurde in einer Nacht, in der wir mu-
tig waren, nach dem dritten Glas 
Rotwein geboren. Wir sind Haupt-
stadt, wir machen Oper, warum nicht 
Hauptstadtoper?« 

»Wir« – das ist ein sehr kleines 
ständiges Team, in dem Hasselmanns 
Kusine und eine vom Arbeitsamt be-
zahlte Assistentin organisatorisch 
mitwirken – und Künstlerinnen und 
Künstler, die Interesse an der beson-
deren Gestaltung eines Stückes ha-

ben, etwas Neues ausprobieren wol-
len und der Hauptstadtoper Zeit und 
Engagement schenken wollen und 
können. Denn, wenn überhaupt, 
kann nur eine kleine Aufwandspau-
schale gezahlt werden. Finanzieller 
Aufwand – die Produktionen bewe-
gen sich zwischen low budget bis no 
budget – wird vorrangig aus privaten 
Mitteln bestritten – »und das geht 
manchmal an die Substanz«. Kirsten 
Hasselmann absolvierte einen Crash-
Durchlauf in Betriebswirtschaft, baut 
an einer soliden wirtschaftlichen Ba-
sis. Ein großer Teil ihrer Zeit geht für 
Organisation, Werbung und Geld-
beschaffung drauf. »Das hatte ich 
mir nicht so gedacht«, gibt die The-
aterchefin zu. Sie sucht nach Spon-
soren – regionale Unternehmen wie 
Autohäuser oder Banken könnten 
das sein – hat Basisförderung beim 
Senat beantragt, überlegt Koopera-
tionen und Gastspiele mit und bei 
anderen freien Bühnen – nach Mün-
chen hat sie schon Kontakte ge-
knüpft. Ein Netzwerk freier Kultur-
unternehmen will Hasselmann auf-
bauen. Musikunterricht für Liebha-
ber und Anfänger wird angeboten. 

Toller Werbeauftakt war die lange 
Nacht der Opern und Theater Ende 
Mai, die Minibühne war mit 450 in-
teressierten Besuchern rappelvoll, die 
dem Projekt Respekt und Begeiste-
rung zollten. Aber bei Eintrittspreisen 
zwischen 10-15 Euro, ermäßigt 6 Eu-
ro dürfte das Überleben ohne zumin-
dest Projektförderung für die Haupt-
stadtoper schwer werden. Kirstin 
Hasselmann tut alles, damit Berlins 
kleinstes Opernhaus eine feste Grö-
ße wird, denn: »Die Hauptstadtoper 
steht der Hauptstadt gut zu Ge-
sicht.« � Bettina Erdmann
www.hauptstadtoper.de, Tel. 36 44 44 66

Maier in der Minioper
Experimentierfeld Hauptstadtoper: hautnah und gegen den Strich gebürstet

Fachgruppe 

T h e a t e r 
u n d  B ü h n e n

Dem Maier auf der Spur (v.l.n.r.): Schäfer , Hasselmann, Bühler
� Fotos: Chr. v. Polentz / transitfoto.de

Opernchefin: Kirstin Hasselmann blickt nach oben.�

Klassisches Repertoire 

neu aufgemischt
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Die Fachgruppe Industrie/Indust-
rielle Dienstleistungen hat es in 

ver.di am schwersten: Als einzige 
darf sie in ihren Betrieben keine of-
fensive Mitgliederwerbung betreiben 
– zumindest in den Bereichen, wo 
die DGB-Schwestergewerkschaften 
IG Metall und IG Chemie den Ton 
angeben. Kein Wunder, dass die Ak-
tiven manchmal zwischen Aufbruch-
stimmung und Resignation hin- und 
hergerissen sind.

Die Landesbezirksfachgruppe Ber-
lin-Brandenburg hat trotz aller Wid-
rigkeiten wie etwa der hauptamtli-
chen Personalknappheit einen neuen 
Vorstand gewählt. Mit dabei sind 
zwei Mitglieder, die zu den Berufs-
gruppen gehören, die auch bei der 
Werbung aktiv werden dürfen: Gre-
gor Heidebring von der Gruppe 
ÖbVI, den Angestellten der Öffent-
lich bestellten Vermessungsingeni-
eurbüros, als neuem Landesvorsit-
zenden, und Ralf Olbrich, Augen-
Optiker, als neuem stellvertretenden 
Vorsitzenden. Konstante im Vorstand 
ist Matthias Träger aus der Chemie/
Pharmaindustrie, der auch als Bun-

desvorsitzender amtiert. Gesucht 
wird noch ein »Bube« oder eine »Da-
me«, um das Quartett komplett zu 
machen, und zwar aus der Metall-
Elektro-Branche. Der Landesvorstand 
ist auch für weitere Aktive offen, die 
im Spiel mitmischen wollen.

Auf der Bundeskonferenz wird Ber
lin-Brandenburg künftig von Träger, 
Heidebring und Barbara Szymanski 
(Schering) vertreten. In den Bundes-
vorstand der Fachgruppe gehen Hei-
debring und Träger, Olbrich wurde 

wegen der bislang nicht vertretenen 
Optiker kooptiert. In die Landesbe
zirks-Fachbereichskonferenz entsen-

det die Fachgruppe Gabriele Hack-
barth, Hans Christoph Gerhard, An-
dreas Fuhrmeister und Leo Hahn. Die 

beiden letzten vertreten die Indust-
riegruppe auch im Fachbereichsvor-
stand des Landesbezirks. In den für 
sie zuständigen Tarifkommissionen 
sind weiterhin Hackbarth, Heide-
bring, Olbrich und Träger vertreten. 
Im Rechenschaftsbericht, den Mat-
thias Träger für die erkrankte bishe-
rige Vorsitzende Gabriele Hackbarth 
vortrug, unterstrich er, dass die Au-
gen-Optiker seit einiger Zeit und 
auch künftig einen besonderen Stel-
lenwert in der Arbeit der Fachgrup-
pe einnehmen werden. Hier sei noch 
Entwicklungspotenzial vorhanden.

In den Bereichen der Metall- und 
Chemie-Industrie ist das drängende 
Problem die Zukunftssicherung. Durch 
Werbeverbot und das steigende Mit-
gliederalter fallen hier zunehmend 
die relativ hohen Beiträge der in der 
Industrie Beschäftigten weg, die Se-
niorengruppe wächst. Doch bei der 
Diskussion über Berlin als zukünfti-
gem Industriestandort will die Landes
bezirksfachgruppe weiter mitspielen 
und wie bisher Veranstaltungen zu 
gesellschafts- und sozialpolitischen 
Themen organisieren. Außerdem 
plant der neue Vorstand, durch die 
Einladung anderer Landesfachgrup-
penvorstände zu einem intensiveren 
Erfahrungsaustausch zu kommen. 

Susanne Stracke-Neumann
http://medien-kunst-industrie.verdi.de

Die Führungen durch den denk-
malgeschützten Teil des DDR-

Rundfunks sind nach wie vor sehr 
gefragt (siehe unten). Doch was gibt 
es sonst Neues aus der Nalepastra-
ße? Sämtliche Studios im Block A 
sind unterdessen vermietet, wie 
auch die Sendesäle 3 und 4 im Block 
B. Gefragt ist auch der Große Sen-
desaal. Ende Juni probte an mehre-
ren Tagen die Staatskapelle Berlin 
unter Daniel Barenboim und produ-

zierte Werke von Anton Bruckner. 
Zuvor spielte die Deutsche Kammer-
philharmonie Bremen alle Sinfonien 
von Robert Schumann ein. Zudem 
sind Rock- und Popgruppen zu Gast. 
Ende Juni fanden im Gelände des 

Funkhauses umfangreiche Drehar-
beiten zu einer Dokumentation mit 
Spielhandlung für die ARD statt: 
Sturm auf die Normannenstraße. 
SAT 1 drehte im Kultursaal Szenen 
für einen Utopia-Fernsehfilm nach 
Motiven des polnischen Schriftstel-
lers Stanislaw Lem.

Das alte Mischpult aus dem Hör-
spiel H 2 steht jetzt im Technischen 
Museum Berlin. Es ist das erste Ex-
ponat aus der DDR-Funkhaustech-
nik, das das Museum angeboten be-
kam. Die Betreiber des H 2, Peter 
Kainz & Co – ehemalige Mitarbeiter 
der Studiotechnik – haben investiert 
und ein neues Mischpult einbauen 
lassen, das den jetzigen Erfordernis-
sen entspricht. Die Kollegen produ-
zieren Hörspiele für den ARD-Hör-
funk (MDR, WDR), Deutschlandra-

dioKultur, Hörbücher für verschie-
dene Verlage und andere künstleri-
sche Funkformen. 

Der Ausbau des ehemaligen Mi-
nol-Geländes zum Heimathafen der 
Fahrgast-Reederei Riedel geht zügig 
voran. Im nächsten Jahr soll das Pro-
jekt fertig gestellt sein. Inzwischen 
ist das nicht vollendete, für den 
DDR-Rundfunk geplante neue Ver-
waltungsgebäude abgerissen wor-
den. Es hatte keinen Bestandsschutz 
und stand als Invest-Ruine schon 
über 20 Jahre.

Auch alle Baracken auf dem ehe-
maligen Rundfunkgelände sind in 
den vergangenen Wochen wegen 
Baufälligkeit abgerissen worden. 
Einige Lagerrampen entlang des 
Poggendorfer Weges wurden ab-
getragen. Dort entstand ein neues 

Gebäude, das eine Firma bauen 
ließ. Auf dem Gelände entlang der 
Rummelsburger Landstraße stehen 
nur noch die ehemalige Sauna und 
die Gebäude von Feuerwehr und 
Abteilung Sicherheit. Eine Auto
firma hat sich in der halbrunden 
Wellblech-Halle neben dem Block 
E etabliert. Der Block E soll wohl 
demnächst abgerissen werden, weil 
er – wie man hört – mit Asbest ver-
seucht sein soll.

� Wolfhard Besser

Führungen durch den denkmalgeschützten 
Teil (Block A – D) mittwochs und freitags 
14.00 Uhr – neuerdings auch sonntags um 
15.00 Uhr. Anmeldung ist unbedingt erfor-
derlich über: www.nalepastrasse.de oder 
telefonisch unter 030/53 80 54 06 (Herr 
Block). Unkostenbeitrag 5 Euro.

Offen für alle, die 

mitmachen wollen

Ein Joker fehlt noch fürs Quartett
Fachgruppe Industrie/Industrielle Dienstleistungen: Neuer Vorstand in Berlin-Brandenburg

Nachrichten aus dem Funkhaus
Musikaufnahmen, Dreharbeiten, Museumseinzug und diverse Abrisse

Fachgruppe

M e d i e n

»Bube« oder »Dame« soll den neuen Vorstand komplettieren.
� Foto: Chr. v. Polentz / transitfoto.de

Fachgruppe 
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Der Schriftsteller Georg Holmsten 
ist tot. Er starb am 21. Juli 2010 

um 1:35 Uhr. Das ist kein Zufall. Nur 
eineinhalb Stunden entfernte er sich 
noch vom 20. Juli. Dieses Datum be-
schäftigte, ja quälte ihn Zeit seines 
Lebens seit 1944. Jedes Jahr erfass-
te ihn an diesem Juli-Tag die Trauer, 
dass das Attentat auf Hitler, den 
Massenmörder, Pathologen und Irr-
läufer deutscher Geschichte, durch 
Stauffenberg missglückte. 

Holmsten war seit 1939 in der 
Auslandsredaktion des Deutschen 
Nachrichtenbüros tätig und war zwei 
Jahre Informationsoffizier in dem von 
Hitlergegner Admiral Canaris gelei-
teten, im Tiergartenviertel gelegenen 
Amt Auslandsabwehr des Oberkom-
mandos der Wehrmacht. Er hat 
Stauffenberg im Vorfeld heimlich 
Nachrichten übermittelt. An der Wi-
derstandsaktion des 20. Juli 1944 
war er mit dem Sonderauftrag be-
teiligt, im Falle des Gelingens des At-
tentats provisorisch das Deutsche 
Nachrichtenbüro zu übernehmen, 
und war angewiesen worden, sich 
am 20. Juli im Bendlerblock aufzu-
halten. Nach dem Scheitern des At-
tentats konnte er in der Fronttruppe 
als Sanitäter untertauchen. Mit ihm 
starb jetzt der letzte Zeitzeuge dieser 
tragischen Vorgänge.

Holmsten wurde am 4. August 
1913 im damals noch zum zaristi-
schen Russland gehörigen Riga ge-
boren. Sein Vater ist 1917 im Krieg 
gefallen, in demselben Jahr verlor er 
seine Mutter. 1922, als die Sowjet-
union Lettland besetzte und sowje-
tisierte, kam er mit Teilen der Familie 
nach Berlin. Die Stadt wurde ihm Le-
bensmittelpunkt. 1933 erfuhr der 
Abiturient die Zerstörung der Wei-
marer Republik. Tragisch, dass er, der 
vor einem Totalitarismus floh, in ei-
nem anderen landete. Sein Studium 
der Geschichte und Literatur an der 
Friedrich-Wilhelm-, heute Humboldt-
Universität, brach er wegen des zu-
nehmenden Drucks der Nazis ab und 
schlug sich als Nachrichtenjournalist 
durch. 

Sein literarisches Interesse erhielt 
er sich trotz aller Widrigkeiten. Ein 
Tatsachenbericht über den Rückzug 
deutscher Truppen von der Oder 
nach Berlin, speziell der Panzerdivi-
sion Schlesien, der Holmsten zum 
Schluss angehörte, war sein Erstling. 
Unter dem Titel »Der Brückenkopf« 

wurde es zusammen mit Pliviers 
»Stalingrad« als eines der ersten Bü-
cher im Aufbau-Verlag in der dama-
ligen Sowjetzone publiziert. 1989 
erschien es im arani Verlag unter 

dem Titel »Endstation Berlin – Wahn 
– Wahrheit – Wende« wieder. Das 
erste Jahr nach dem Mai 1945 wur-
de zum Thema seiner »Berliner Mi-
niaturen«, ein Skizzenband, der 
1946 veröffentlicht wurde und eine 
Auflage von über 100.000 erreichte. 
Auch er erschien 1985, vierzig Jahre 
nach Kriegsende, im Droste Verlag 
erneut – ein fröhliches und zugleich 
rotziges Buch über Gefühle und 
Stimmungen in einem von Sektoren-
grenzen gevierteilten Berlin.

Es folgten bis 1951 zehn biogra-
phische Romane u.a. über Ludwig 
XIV., Elisabeth von Österreich, Köni-
gin Saba und Rembrandt im Verlag 

Deutsche Buchvertriebs- und Ver-
lagsgesellschaft Berlin, Düsseldorf. 
Die Romane erreichten damals eine 
Auflage von über einer Million. Sein 
historisches Interesse setzte Holms-
ten dadurch um, dass er systematisch 
Berlin und seine Umgebung – Pots-
dam und das Land Brandenburg er-
kundete, trotz aller Schwierigkeiten 
im politisch geteilten Land. Dennoch 
gelang es ihm, 1972 das Buch »Pots-
dam – Die Geschichte der Stadt, der 
Bürger und Regenten« im Verlag 
Haude Spener in der Reihe »Berlini-
sche Reminiszenzen« zu veröffentli-
chen. 1984 legte er »Die Berlin-
Chronik« vor, ein Werk, das alle sei-
ne Kräfte band und heutzutage nur 
in Teamarbeit entwickelt würde – ei-
ne erste Geschichte der Stadt Berlin 
in Form einer kalendarischen Über-
sicht. 1991 endlich »Brandenburg – 
Geschichte des Landes, seiner Städ-
te und Regenten«.

Ab Ende der 60er Jahre konzen
trierte er sich auf die Herausgabe von 
vier Taschenbüchern in der berühm-
ten Reihe »Rowohlt Monografien«: 
1969 »Friedrich II« , dem er kritisch 

gegenüber stand, 1971 »Voltaire«, 
inzwischen in 15. Auflage erschie-
nen, 1972 »Rousseau«, die es auf 
17 Auflagen brachte, und 1975 
»Freiherr von Stein«. 

Mit 80 Jahren bekam Holsten noch 
einmal den Schub für das Buch »Als 
keiner wußte, ob er überlebt«. Un-
tertitel: »Zwischen Sommer 1944 / 
45«. In der Literaturgeschichte gibt 
es kaum ein Buch, das sich auf ein 
zeitgeschichtliches Jahr konzentriert. 
Der Autor griff auf ein liegengeblie-
benes Manuskript zurück, das ihn 
erneut in die schwierige Zeit eintau-
chen ließ. 

Holmsten verstand sich als Ge-
werkschaftler. Er war Gründungsmit-
glied des Landesverbandes des VS 
Berlin und unterstützte damals, als 
die Schriftsteller im Zuge der Studen-
tenbewegung merkten, dass sie po-
litisch mit ihren sozialen Fragen ohne 
die Gewerkschaften weiter im Regen 
stehen bleiben, in den 1970er Jah-
ren den Beitritt in die IG-Druck und 
Papier und später in ver.di. 

Schon früher, aber besonders in 
der Spätphase seines Lebens, ge-
wöhnte er sich an, mit einem schwar-
zen Kugelschreiber zu zeichnen, li-
neare, rätselhafte Formen zu entwi-
ckeln, die sich aufbauen und wieder 
zurücknehmen. Die Lyrikerin und 
Malerin Aldona Gustas, ebenfalls aus 
Litauen stammend, seit 1952 Holm-
stens Lebensgefährtin: Er begann am 
Ende mit dem Kugelschreiber »in der 
Luft zu schreiben«, bis gleichsam 
»die Seele davonflog«, «aus dem 
Fenster«. – Holmsten wäre am 4. Au-
gust 97 Jahre alt geworden. 

Olav Münzberg

Bis die Seele davonflog
Georg Holmsten (1913 – 2010) – ein Kenner Berlins und Kritiker Preußens

Mit Sonderauftrag  

am 20. Juli 1944

Formen, die sich aufbauen und wieder zurücknehmen … � Zeichnung: G.H. 13.12.2009

Lesenswert
Neuerscheinungen 
von VS-Mitgliedern

Carmen Winter »Der König und 
die Gärtnerin«, Drachenmond Ver-
lag, Leverkusen 2010

Gunnar Kunz »Der Ruf der Wal-
küren«. Ein Nibelungenroman. Sut-
ton Verlag, Erfurt 2010

Robert Michel »Bärendienst – 
Berlin zum Fürchten«, Dietz Verlag, 
2010

Fachgruppe
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Die Druck-Arbeitgeber haben im 
Juni fristgerecht den Mantelta-

rifvertrag (MTV) zum 31. März 2011 
gekündigt. Der Arbeitgeberverband 
bvdm machte in seinem Kündigungs-
schreiben zugleich eine Reihe von 
Forderungen auf, die den MTV in 
mehreren Punkten verschlechtern 
würden. Eine Öffnungsklausel soll 
ermöglichen, dass die Besetzung an 
den Druckmaschinen zurückgefah-
ren werden kann. 

Der Facharbeiterschutz soll aufge-
hoben und damit erreicht werden, 
dass statt Druckern auch Elektriker 
oder Mechatroniker an den Maschi-
nen arbeiten können. Die Wochen-
arbeitszeit soll auf 40 Stunden stei-

gen. Die Löhne der Hilfskräfte sollen 
gesenkt werden. Die Arbeitgeber 
sprechen ganz offen davon, die Ta-
rifregeln soweit abzusenken, dass sie 
den Gegebenheiten in Betrieben oh-
ne Tarifverträge entsprechen. Der 
stellvertretende ver.di-Vorsitzende 
Frank Werneke nannte das Vorgehen 
unverantwortlich. Er kündigte für die 
Tarifrunde 2011 einen energischen 
Kampf um den Erhalt des Flächen-
tarifes an.�  red

Am 25. August, unmittelbar vor 
Beginn der Bezirksfrauenkonfe-

renz, wurde in der ver.di-Bezirksver-
waltung eine Ausstellung über das 
Frauenzuchthaus Cottbus während 
der Nazizeit eröffnet. Seine Haupt-
bestimmung war die strenge Isolie-
rung politischer Gefangener aus 
Deutschland und mehreren europä-
ischen Ländern. Konzerne industri-
alisierten die Zuchthausarbeit nach 
der Weisung Himmlers Vernichtung 
durch Arbeit. Ab 1942 wurden in-
haftierte Frauen aus Cottbus in die 
Konzentrationslager Theresienstadt, 
Ravensbrück und Auschwitz ver-
schickt. Der ver.di-Frauenrat Cottbus 
hat diese Ausstellung in die Geschäfts
stelle geholt und den Eröffnungster-
min bewusst mit der Bezirksfrauen-
konferenz  verbunden. Initiatorin war 
Herta Venter vom ver.di-Frauenrat 
Cottbus. Erarbeitet wurde die Schau 
von Frauen des Ortsvorstandes Cott-
bus der Partei DIE LINKE. 

Frauen mussten in der Geschichte 
hart kämpfen, um gleiche Rechte wie 
die Männer zu erhalten. So bekamen 
sie in Deutschland erst im Jahr 1918 
das aktive und passive Wahlrecht. 
Das war von großer Bedeutung, 
denn erstmals ließen sich Rechtspo-
sitionen für Frauen durchsetzten: so 
die Zulassung von Frauen als Richte-
rinnen und Schöffinnen, das Mutter-
schutzgesetz, Mitarbeit am Betriebs-
rätegesetz, bei der Erwerbslosenfür-
sorge, beim Reichsschulgesetz, beim 
Familien- und Eherecht.  Die natio-
nalsozialistische Diktatur setzte die-

sen Bestrebungen ein Ende und re-
duzierte die Frau auf ihre Natur, ihren 
Körper. Politische Mandate durften 
Frauen nicht mehr bekleiden. An 
Universitäten sollten höchstens zehn 
Prozent Frauen studieren dürfen; für 
einige Berufe, etwa Professuren oder 
das Richteramt, wurden sie nicht 
mehr zugelassen. Hitlers Ansicht zu-
folge bestand die einzig wichtige 
Aufgabe von Frauen darin, Kinder 
auf die Welt zu bringen. Frauen-
rechtlerinnen gab es während der 
NS-Zeit in Deutschland nicht mehr. 
Engagierte Frauen im Untergrund 
aber schon. Historiker schätzten ih-
ren Anteil im politischen Widerstand 
auf etwa 20 Prozent.

Mit der aktuellen Ausstellung will 
ver.di am Beispiel von Frauenschick-
salen auf das schreckliche System der 
Naziherrschaft – auch in Cottbus – 
aufmerksam machen und  mit dafür 
sorgen, dass es nie in Vergessenheit 
gerät. Neofaschismus und Gewalt 
von rechts sind seit Jahren ein Dau-
erproblem; die Wahlerfolge von NPD 
und DVU auch in Brandenburg ver-
deutlichen die Gefahr von rechts.

� Helga Bunke
Die Ausstellung in der ver.di-Geschäftstsel-
le kann von Montag bis Donnerstag 9 bis 
17 Uhr und am Freitag 9 bis 12 Uhr besucht 
werden. Anmeldung: 03 55 / 4 78 58 20

Miese Rechnung
Arbeitgeber kündigen Manteltarif Druckindustrie 

Notwendiger Blick zurück
Ausstellung zum Frauenzuchthaus in Cottbus 

Fachgruppe 

V e r l a g e ,  
D r u c k  u n d  Pa p i e r
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Schrumpfung mit großer Wirkung
Die Rote Karte zeigten weit über hundert Beschäftigte des Nachrichtensenders 
N24 ihrer Geschäftsleitung Anfang Juli. In einer Protestaktion am Potsdamer 
Platz forderten sie nach dem Verkauf von den neuen Eignern Stefan Aust und 
Torsten Rossmann, den Arbeitsplatzabbau zu stoppen, die abgebrochenen Ver-
handlungen zum Rationalisierungstarifvertrag fortzusetzen und den Sozialplan 
bis 2015 fortzuführen. Doch die Wiederaufnahme der Verhandlungen ist geschei-
tert. Stattdessen wird der Arbeitsplatzabbau forciert. 
Zu den bereits 70 Stellen kommt der Verlust von weiteren 70 durch Fluktuation 
und Verzicht auf Wiederbesetzung hinzu. Nach Auskunft von Kathlen Eggerling, 
connexx.av Berlin, sei der Betriebsrat von N24 dabei, sich nach der Massenent-
lassungsanzeige des Unternehmens an die Arbeitsagentur Mitbestimmungsrech-
te zu sichern und Widerspruch geltend zu machen. 
Die Gewerkschafterin sieht durch den Schrumpfungsprozess bei N24 und das 
Herunterfahren des Qualitätslevels direkte Auswirkungen auch für die Produk-
tionsfirma »Fernsehwerft« – die ehemalige Pro7Sat.1 Produktion – die von Kurz-
arbeit betroffen sein wird. � red

Das fragten zwei MOZ-Kollegin-
nen und wehrten sich gegen Än-

derungskündigungen ihrer Ge-
schäftsleitung, die letztlich das Strei-
chen des Urlaubsgelds verlangten. 
Sie klagten dagegen mit Hilfe von 
ver.di. (siehe Sprachrohr 3/10). Ein 
inzwischen gerichtlich angesetzter 
Gütetermin brachte nicht weiter. Die 

MOZ-Geschäftsführung, die den zu-
letzt abverlangten Einschnitt als Kon-
sequenz aus ihrem Sanierungskurs 
– der Auslagerung der Redaktion in 
eine GmbH – und mit gesunkenen 
Umsätzen begründete, legte für die 
wirtschaftliche Situation nach Aus-
sage des von ver.di beauftragten An-
waltes nur vage Zahlen vor. Da der 
Arbeitgeber keine Angebote für eine 
gütliche Einigung an die Redakteu-
rinnen gemacht hat, geht die Sache 
am 7. September in die Hauptver-
handlung. Sprachrohr wird weiter 
berichten. �  red

Warum verzichten?
Nur vage Zahlen bei Gütetermin

Fachgruppe
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	 B i l d e n d e  Ku n st

Mitgliederversammlung (Wahlver-
sammlung): 15. 9.2010, ab 17 Uhr, 
im ver.di Gebäude, Köpenicker Str. 
30, 10179 Berlin, Raum 2.12.

	 L i t e r atu r

VS-Stammtisch: Jeden ersten Don-
nerstag im Monat im »Terzo 
Mondo«, ab 19.00 Uhr, Grolmanstr. 
28, zwei Minuten vom U-Bhf. Uh-
landstr. (U 15) oder vom S-Bhf. Sa-
vignyplatz entfernt.

Mitgliederversammlung (Wahlver-
sammlung) des VS Berlin: 29. Sep-
tember 2010, ab 17 Uhr, ver.di Ge-
bäude, Paula-Thiede-Ufer 10, (Ein-
gang Bundesverwaltung), Raum 
Kahlo/Klee.

Mitgliederversammlung (Wahlver-
sammlung) des VS Brandenburg: 22. 
September 2010, ab 14.00 Uhr,  
Café Charlotte, Charlottenstr. 31, 
14467 Potsdam

	 Mu s i k

Vorstandssitzungen finden monat-
lich statt. Das Büro gibt über die Ter-
mine Auskunft. Der erste Tagesord-
nungspunkt wird für Mitglieder re-
serviert, die Probleme persönlich mit 
dem Vorstand beraten wollen. An-
meldungen unter Tel: 88 66-54 02.

	 M e d i e n

Medientreff für dju-Mitglieder und 
freie Medienschaffende aus Pri
vatrundfunk, Film, AV-Produktion 
und Neuen Medien an jedem zwei-
ten Dienstag im Monat ab 19 Uhr in 
Soppy Joe’s Bar, Elisabethkirchstraße 
3 (zwischen S-Bahn Nordbahnhof 

und U-Bahn Rosenthaler Platz) siehe: 
www.dju-berlinbb.de

Actorstable für Darstellerinnen und 
Darsteller der Film- und Fernsehbran-
che an jedem ersten Montag im Mo-
nat ab 18 Uhr im Café Rix, Karl-
Marx-Str. 141 (direkt U-Bhf. Karl-
Marx-Str.) Rückfragen: Tel. 030-8 34 
16 01, Evelin Gundlach.

Tagesseminar »Existenzgründung 
für Journalisten, Medienberufler und 
Künstler«: Es werden Kenntnisse zu 
den Rahmenbedingungen einer frei-
beruflichen Existenz in Medien- und 
künstlerischen Berufen vermittelt. 
Schwerpunkte: Existenzgründung aus 
der Arbeitslosigkeit, Förderungsmög-
lichkeiten (z.B. Gründungszuschuss, 
Einstiegsgeld), Anmeldeformalia, so-
ziale Absicherung für Freie (Künstler
sozialkasse), betriebswirtschaftliche 
u. steuerliche Aspekte, Gemeinschafts
gründungen. Referent: Bernd Hubat-
schek, MKK-Consult. Am 9. Novem
ber, 9.30 bis 16.30 Uhr in der Köpe-
nicker Str. 30, 10179 Berlin. Kos-
ten: Mitglieder 13 €, Nichtmitglieder 
50 Euro. Anmeldung: ver.di Berlin-
Brandenburg, FB 8, Köpenicker Str., 
30, 10179 Berlin, Tel.: 030/88 66-41 
06, E-Mail: Andreas.Koehn@verdi.de 

	 Th e at e r  &  B ü h n e n

Sitzungen des Geschäftsführenden 
Vorstands der FG 10 am 2. Montag des 
Monats. Infos: Tel. 030-88 66-54 12.

	 A kt i ve  E r w e r b s lo s e

Die Erwerbslosen von ver.di Berlin 
treffen sich jeden 2. und 4. Donner
stag um 17.30 Uhr in der Köpenicker 
Str. 30. Kontakt: Ulla Pingel, Tel. 030-
621 24 50, E-Mail: ulla.pingel@gmx.
de. Bernd Wagner, Tel. 01 60-7 70 
59 05, E-Mail: bernd.wagner@verdi-
berlin.de

	 S e n i o r e n

Rundfunksenioren: Eisler-Kreis in 
Zusammenarbeit mit der Begeg-
nungsstätte PRO, Baumschulenweg, 
Kiefholzstraße 275 (Treptow-Kolleg/
Rote Schule), jeweils mittwochs, 
18.00 Uhr
•	 �Walter Kaufmann liest aus seiner 

Autobiografie: »Im Fluss der Zeit«, 
15. September

•	 �Tucholsky-Abend mit Prof. Dr. Kurt 
Pätzold, 22. September: »Du musst 
leben! – Kinder des Krieges, Kin-
der des Holocaust«

•	 �Karlen Vesper stellt ihr Buch vor, 
6. Oktober
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MedienGalerie

Die Ausstellung «Globaler Krisencar-
toonismus, Kritische Grafik und Car-
toons von Rainer Ehrt« wird am 24. 
September eröffnet und läuft dann 
bis 29. Oktober (siehe S. 3). Zur Ver-
nissage am 24. September, 18 Uhr, 
wird Kabarettist Frank Lüdecke als 
Gast erwartet. Nach Abschluss der 
Karikaturen-Ausstellung wird sich 
im November erneut die Fachgruppe 
Bildende Kunst mit einer Schau zu 
den Elementen vorstellen, diesmal 
geht es um »FeuerWerke«. Eröffnet 
wird am 4. November 2010.

20 JAHRE TAG DER MAHNUNG
SONNTAG | 12.9.2010 | BERLIN

WWW.TAG-DER-MAHNUNG.DE

11 UHR KUNDGEBUNG mit Ludwig Baumann,  
Ehemaliges Reichskriegsgericht, Witzlebenstraße 4, 
Charlottenburg (U-Bhf. Kaiserdamm, U2)
Anschließend antifaschistischer Fahrradkorso

13-18 UHR AM LUSTGARTEN 
Neuer Ort: Zwischen Dom & Nationalgalerie
> Podium: Kippt Europa nach rechts?
Theater, Ausstellungen, Antifa-Café,  
Diskussionen, Zeitzeugen, Musik, 
Kinderfest und über 100 Infostände 

ver.di-Chor: Probe jeden Dienstag 
von 17.30 bis 20 Uhr, ver.di-Bundes-
verwaltung. Neulinge willkommen!

anzeige

•	 �»Der Untertan« – Vortrag von Dr. 
Katrin Sell zum Film von Wolfgang 
Staudte, 20. Oktober

Verkehrsverbindung: S-Bahnhof 
Baumschulenweg oder Bus 166 von 
S-Bahnhof Schönweide (Stern-
damm) bzw. von S-Bahnhof Trepto-
wer Park (Elsenstraße) bis Haltestel-
le Mosischstraße.

ADN-Senioren: Am letzten Montag 
jedes Monats (außer Dezember) um 
14 Uhr in der Begegnungsstätte der 
Volkssolidarität, Torstr. 203-206, 
10115 Berlin. 

Seniorenausschuss FB 8: Vor-
standssitzung am 20. September, 
Mitgliederversammlung am 4. Ok-
tober (Wahlen), jeweils um 11 Uhr, 
(bekannter Ort).

»Alte-Barden-Runde«: Jeden zwei
ten und vierten Mittwoch im Monat 
um 15.00 Uhr im Restaurant »Alter 
Krug«. Dahlem, Königin-Luise-Str. 
52, 14195 Berlin.

	 J u g e n d

medien.k.ind: Netzwerk von JAV 
und jungen Beschäftigten in der Me-
dien- und Kulturbranche. Treffen am 
ersten Mittwoch im Monat, 18 Uhr 
im ver.di-Haus Köpenicker Str. 30, 
Raum 7.B.

	 Ve r m i s c h t e s

Freunde der internationalen Plan-
sprache Ido treffen sich immer frei-
tags um 15 Uhr im ver.di-Haus Köpe
nicker Str. 30, 10179 Berlin, Raum 1.12
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Schon fünf Mal haben die Berliner 
Buchläden Schwarze Risse, 021 

und M99 in diesem Jahr Polizeibe-
such bekommen. Dabei galt das be-
hördliche Interesse nicht den Bü-
chern in den Verkaufsregalen, son-
dern Flugblättern und Broschüren 
zum Mitnehmen, die von politischen 
Gruppen in den Buchläden ausgelegt 
wurden. Mal war ein Flugblatt des 
Berliner Büros für Antimilitaristische 
Maßnahmen (Bamm), mal die Auto-
nomenpublikation Interim Grund für 
die Polizeibesuche. Doch neben den 
inkriminierten Schriftstücken wurden 
auch regelmäßig die Computer der 
linken Buchläden beschlagnahmt 
und erst einige Tage später zurück-
gegeben. Das sorgt bei den Buch-
händlern für großen Unmut. »Es ist 
wohl nicht davon auszugehen, dass 
die Hersteller und Verteiler inkrimi-
nierter Texte per E-Mail ihr Kommen 
ankündigen. Dafür könnte bei Kun-
den, die elektronisch ein Buch be-
stellen wollen, Verunsicherung ein-
treten, ob nicht womöglich ihre Da-
ten gespeichert werden«, meint ein 
Mitarbeiter der Schwarzen Risse. 

Der Berliner Rechtsanwalt Sven 
Lindemann, der den Laden juristisch 
vertritt, will genau beobachten, was 
weiter passiert: »Bei den bisherigen 
Durchsuchungen wurden die Com-
puter nach Angaben des Landeskri-
minalamts nicht gespiegelt, sondern 
lediglich mit Hilfe von Schlagwör-
tern durchsucht. Wenn sich in den 
laufenden Verfahren herausstellen 
sollte, dass doch kopiert wurde, 
müssten die Daten nach Einstellung 
des Verfahrens gelöscht werden«, 
erklärte Lindemann gegenüber dem 
Sprachrohr. Die Beschlagnahme der 

Computer stellt für ihn den Haupt-
kritikpunkt dar: »Es werden bei sol-
chen Durchsuchungen nicht nur die 
inkriminierten Zeitungen beschlag-
nahmt, sondern es wird in nicht un-
erheblicher Weise in den Gewerbe-
betrieb eingegriffen. Den Buch-
händlern wird ihre berufliche Tätig-
keit erschwert, und ihnen wird oh-
ne Begründung unterstellt, dass sie 
Kenntnis vom Inhalt der jeweilig be-
anstandeten Zeitschriften hätten.« 
Dabei sind Buchhändler nach der 
gängigen Rechtssprechung nicht 
verpflichtet, alle ausgelegten Publi-
kationen und Flugschriften nach 
möglichen strafbaren Inhalten zu 
durchforsten. Lindemann vermutet, 
dass die Berliner Staatsanwaltschaft 
die gängige Rechtssprechung zu re-
vidieren sucht.

 

Gesellschaftliche 

Debatte führen

Die betroffenen Buchläden setzen 
nicht nur auf den Rechtsweg. Sie 
wollen zugleich eine gesellschaftliche 
Debatte über die Bedeutung linker 
Buchläden anstoßen. Diese Diskus-
sion soll ausdrücklich über die linke 
Szene hinausreichen. Auch die Dienst
leistungsgewerkschaft ver.di und der 
Börsenverein des deutschen Buch-
handels sollen angesprochen wer-
den. Die Betroffenen sind zuversicht-
lich, dass das Diskussionsangebot 
erwidert wird: »Schließlich hat es vor 
20 Jahren nach Durchsuchungsakti-
onen in linken Buchläden auch eine 
breite, übergreifende Solidarisierung 
gegeben.«� Peter Nowak

Buchläden wehren sich
Polizei beschlagnahmt auch Computer

anzeige

Suspekt? Flugblätter und Broschüren zum Mitnehmen …�Foto: Chr. v. Polentz / transitfoto.de

Als »realitätsfern« hat der stell-
vertretende ver.di-Vorsitzende 

Frank Werneke den Beschluss des 
Bundestages zur Fortführung der Ar-
beitslosenversicherung für Selbstän-
dige bezeichnet. Das Parlament hat-
te Anfang Juli mit einem »Beschäf-
tigungschancengesetz« zwar be-
schlossen, dass sich Gründerinnen 
und Gründer mit Arbeitslosengeld-I-
Anspruch auch künftig freiwillig ge-
gen Arbeitslosigkeit versichern kön-
nen. Das Gesetz sieht allerdings ge
genüber der geltenden und zum 
Jahresende auslaufenden Regelung 
enorm erhöhte Kosten für die Versi-
cherten vor. Er sei sicher, dass sich vie-
le Anspruchsberechtigte das »nicht 
werden leisten können«, kritisierte 
Werneke. Die Beiträge sollen sich 
2011 gegenüber der jetzigen Höhe 
verdoppeln, bereits im zweiten Jahr 

auf das Vierfache steigen. Damit wer
de »das Ziel verfehlt, gerade den 
Schwächsten einen Schutz anbieten 
zu wollen«. Die Neuregelung soll au-
tomatisch auch für alle bisher frei-
willig gegen Arbeitslosigkeit versi-
cherten Selbständigen gelten, sofern 
sie nicht von ihrem Sonderkündi-
gungsrecht bis 31. Dezember 2010 
Gebrauch machen. 

Unverständlich sei, warum die Lei
stungen nach wie vor in vier Qualifi
kationsstufen bemessen werden und 
warum die Versicherung nicht für 
weitere Selbständige geöffnet wird. 
Auch soll der Rückweg Selbständiger 
aus der Arbeitslosigkeit in die Versi-
cherung nur zweimal möglich sein.
ver.di war seit Jahren mit Forderungen 
zur Verbesserung dieser Versicherung 
an die Politik herangetreten. � red

Details auf www.mediafon.net

Chance kaum genutzt
Arbeitslosenversicherung für Selbständige zu teuer
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